
Nr. 3 | 4. September 2026 AZB / 8002 Zürich / Post CH AG

79. Jahrgang / Erscheint viermal jährlich / Offizielles Organ der FDP.Die Liberalen Kanton Zürich 

Impressum: Herausgeberin / Redaktion / Inserate: FDP.Die Liberalen, Postfach, 3011 Bern, T: 031 320 35 35, F: 031 320 35 00, E: info@fdp.ch, www.fdp.ch.  
Kantonalteil: Redaktion Zürcher Freisinn, Cornelia Birchler, Tessinerplatz 7, 8002 Zürich, T: 043 233 77 00, E: info@fdp-zh.ch, www.fdp-zh.ch. 
Layout & Druck: Multicolor Print, www.multicolorprint.ch

ZÜRCHER

FREISINN
Für alle, die den Wecker stellen

2027 ist für den Kanton Zürich ein Superwahljahr. Bei den Kantonsratswahlen wollen wir 
Wähleranteile und Sitze dazugewinnen. Bei den Regierungsratswahlen treten wir mit 
Andri Silberschmidt und Martin Huber an. Wir wollen den zweiten FDP-Sitz zurückholen 
und die bürgerliche Mehrheit sichern. Dazu braucht es eine starke FDP und eine 
verlässliche Zusammenarbeit mit SVP und Mitte. Gemeinsam stehen wir für einen Kanton, 
in dem sich Arbeit und Leistung lohnen, der Staat mit den Steuergeldern haushälterisch 
umgeht und gute Rahmenbedingungen für Unternehmen schafft. Die Wahlen entscheiden 
darüber, ob Zürich seinen erfolgreichen Weg fortsetzt oder nach links abdriftet.
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Editorial

Liebe Freisinnige
Die eidgenössischen Wahlen rücken näher. Es 
ist offensichtlich, dass es im Parlament mehr 
Freisinn und mehr liberale Kräfte braucht, um 
unser Land vorwärtszubringen. Damit das Rea-
lität wird, muss die FDP im Wahlkampf glän-
zen – und genau das werden wir: Dank unseres 
neuen Auftritts wird die FDP aus der Masse 
herausstechen. Den entscheidenden Unter-
schied macht aber nicht das Design, sondern 
unser Anspruch: Statt wie die anderen Parteien 
einfach nur Probleme zu bearbeiten, streben 
wir nach Lösungen für eine Schweiz, die auch 
morgen zu den besten Orten der Welt zum Le-
ben und Arbeiten gehört.

Wir sind die Partei der Lösungen
In den vergangenen zwölf Monaten ist uns das 
gelungen: Die FDP ist bei vier entscheidenden 
Volksabstimmungen vorausmarschiert und hat 
den Takt angegeben. Viermal haben wir gewon-
nen: beim Bodigen der Juso-Enteignungs- und 
der 10-Millionen-Initiative sowie bei der Besei-
tigung des Eigenmietwerts und der Einführung 
der Individualbesteuerung. Dank der FDP ist die 
verfassungswidrige Heiratsstrafe endlich ab-
geschafft! Diese Erfolge zeigen, wie nahe wir 
mit unserer Politik bei den Leuten sind. Vor al-
lem aber zeigen sie, was möglich ist, wenn wir 
Menschen mit liberaler Haltung mobilisieren 
können. Wenn sie mitziehen und sich engagie-
ren. Dafür ein herzliches Dankeschön!

Wohlstand fällt nicht vom Himmel
Wie wichtig eine starke freisinnige Präsenz 
im Parlament ist, das zeigte sich in den letzten 
Monaten etwa beim Mercosur-Freihandelsab-
kommen: Unsere Fraktion war die einzige Bun-
desratspartei, die geschlossen für offene Märk-
te, Arbeitsplätze und wirtschaftliche Chancen 
stimmte. Offenbar haben inzwischen viele an-
dere vergessen, dass Wohlstand nicht vom 
Himmel fällt. Er muss erarbeitet werden von 
Menschen, die anpacken und Verantwortung 
übernehmen – Bürgerinnen und Bürger, die Tag 
für Tag den Wecker stellen und dafür sorgen, 
dass die Schweiz funktioniert. Dieser Einsatz 
ist für uns Verpflichtung: Die FDP macht Politik 
für ein Land, in dem die Menschen am Ende 
des Tages mehr vom Lohn im Portemonnaie 
haben. Wir bekämpfen mit aller Kraft unnötige 
Bürokratie und neue Steuern.

Arbeit, Sicherheit und Infrastruktur
Damit Menschen und Unternehmen sich ent-
falten und etwas aufbauen können, braucht es 
noch viel mehr als eine vernünftige Steuerpoli-
tik: Ebenso wichtig sind eine leistungsfähige 
Verkehrsinfrastruktur, eine sichere Energie-
versorgung und genügend Wohnraum. Des-
halb müssen wir Bewilligungsverfahren be-
schleunigen, Bürokratie abbauen und dafür 
sorgen, dass in der Schweiz wieder schnel-
ler gebaut werden kann. Und letztlich gehört 
die Sicherheit zur DNA von uns Freisinnigen: 

Wohlstand braucht ein sicheres Fundament. 
Deshalb muss unsere Armee rasch wieder ver-
teidigungsfähig werden – nachgerüstet ohne 
einen Rappen neue Steuern.

Nein zur «Neutralitätsinitiative»
Zu einer sicheren Schweiz gehört ausserdem 
politische Handlungsfähigkeit. Genau diese ge-
fährdet die «Neutralitätsinitiative», wie unser 
Bundesrat Ignazio Cassis in seinem Interview 
(Seite 4) aufzeigt. Am 27. September sagen  
wir deshalb klar Nein zur «Neutralitätsinitia-
tive» – und damit Ja zur bewährten Schweizer 
Neutralität.

Liebe Freisinnige, die Schweiz braucht uns 
und unsere Werte mehr denn je. Packen wir es  
gemeinsam an!

Susanne Vincenz-Stauffacher,
Co-Parteipräsidentin und Nationalrätin

Benjamin Mühlemann,
Co-Parteipräsident und Ständerat



3Nr. 3 | 4. September 2026

Zürich

Zürich braucht bürgerliche Mehrheiten

Editorial des Präsidenten

2027 entscheidet sich, welchen Kurs der Kanton Zürich einschlägt. Wir wollen 
in diesem Superwahljahr im Kantonsrat zulegen, mit Andri Silberschmidt und 
Martin Huber den zweiten FDP-Sitz im Regierungsrat zurückholen und gestärkt 
in den Nationalratswahlkampf gehen.

Am 4. April 2027 wählen die Zürcherinnen und 
Zürcher Kantonsrat und Regierungsrat. Im Kan­
tonsrat wollen wir Wähleranteile und zusätz­
liche Sitze gewinnen. Nur eine starke FDP gibt 
Eigenverantwortung, wirtschaftlicher Vernunft 
und einem Staat mit Mass genügend Gewicht. 
Wie wir den Staat im Zaum halten, zeigt ein ak­
tuelles Beispiel: Mit unserer Personal-Brem­
se-Initiative setzen wir uns dafür ein, dass die 
kantonale Verwaltung nicht stärker wächst als 
die Bevölkerung. Entsprechende Vorlagen ha­
ben wir auch für die Ortsparteien erarbeitet; 
Uster hat das Anliegen bereits aufgenommen 
und eine kommunale Initiative mit gleicher Ziel­
setzung lanciert – ein Beispiel, das hoffentlich 
im ganzen Kanton Schule macht.

Mit Andri Silberschmidt und Martin Huber 
treten zudem zwei ausgezeichnete Kandidaten 
zu den Regierungsratswahlen an. Sie bringen 
unterschiedliche Erfahrungen mit und verfolgen 
ein gemeinsames Ziel: Zürich soll wirtschaftlich 
stark, finanziell gesund und politisch handlungs­
fähig bleiben. Mit ihnen wollen wir den zwei­
ten FDP-Sitz zurückholen. Das ist anspruchs­
voll, aber realistisch, wenn wir geschlossen im 
ganzen Kanton antreten. Dafür braucht es die 
Bezirks- und die Ortsparteien, unsere Kandidie­
renden und jedes einzelne Mitglied.

Gemeinsam die Mehrheit sichern
Die Regierungsratswahlen entscheiden zu­
gleich über die bürgerliche Mehrheit. Sie hat 
dem Kanton Stabilität gegeben und einen Links­
rutsch verhindert. Sie ist aber keine Selbstver­
ständlichkeit. FDP, SVP und Mitte müssen des­
halb am selben Strick ziehen. Die Parteien und 
Kandidaten unterstützen sich im Regierungs­
ratswahlkampf gegenseitig und stehen für eine 
verlässliche, wirtschaftsfreundliche Politik. 

Das ist erfreulich und gibt die Chance, sogar 
fünf Sitze im Regierungsrat zu gewinnen. 

Jede Partei behält ihr Profil. Doch wo die 
politische Richtung des Kantons auf dem Spiel 
steht, müssen wir zusammenstehen. Ein zer­
splittertes bürgerliches Lager nützt nur Rot-
Grün. Geschlossen bieten wir Stabilität, Leis­
tung und wirtschaftliche Stärke.

Die FDP richtet sich an jene Menschen, die 
Verantwortung übernehmen, arbeiten, Familien 
tragen oder sich für die Gemeinschaft enga­
gieren. Kurz: an alle, die den Wecker stellen. 

Sie erarbeiten den Wohlstand jeden Tag neu. 
Sie sollen am Ende des Monats mehr von ihrem 
Lohn behalten und nicht für ein ständig wach­
sendes Staatswesen aufkommen müssen.

Ein konkretes Angebot für Zürich
Die bürgerliche Zusammenarbeit ist nur glaub­
würdig, wenn sie konkrete Ergebnisse bringt. 
Die gemeinsamen Standortziele für die Legis­
latur 2027 bis 2031 zeigen, wie wir den Kanton 
stärken wollen. Die Verwaltung soll nicht stär­
ker wachsen als die Bevölkerung. Neue Regu­
lierungen müssen durch gleichwertige Entlas­
tungen kompensiert werden. Digitale Verfah­
ren sollen Behördengänge vereinfachen und 

Gebühren senken. Zürich muss bei den Steu­
ern wieder konkurrenzfähig werden. Höhere 
Arbeitspensen dürfen nicht durch Fehlanreize 
bestraft werden. Auch beim Wohnen, bei der 
Mobilität und bei der Bildung braucht es Fort­
schritte. Schnellere Verfahren und weniger 
Bauvorschriften ermöglichen mehr Wohnraum. 
Strasse, Schiene und ein leistungsfähiger Flug­
hafen Zürich sichern unsere Erreichbarkeit. In 
der Volksschule müssen die Grundkompeten­
zen Lesen, Schreiben und Rechnen wieder im 
Zentrum stehen. Berufslehre, Hochschulen und 
Forschung brauchen gute Rahmenbedingungen.

Das ist unser Angebot: ein Kanton, der Leis­
tung ermöglicht, Eigentum schützt, seine Infra­
struktur pflegt und sich auf seine Kernaufgaben 
konzentriert. Dafür braucht es eine starke FDP 
im Kantonsrat, zwei FDP-Sitze im Regierungs­
rat und eine verlässliche bürgerliche Mehrheit. 
Packen wir es an.

Herzliche Grüsse

Filippo Leutenegger,
Präsident FDP Kanton Zürich

«Zürich braucht eine 
starke FDP, zwei FDP-
Sitze im Regierungsrat 
und eine verlässliche 
bürgerliche Mehrheit.»

AGENDA
24. September: Physische OP/BP-Konferenz

2. Oktober: Sessions-Apéro 

20. Oktober: �Ausserordentliche  
Delegiertenversammlung

3. November: Supporter-Club-Event
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Zürich

Chemielabor, Bank, Grüngutrecycling, Biohof und Politik: Regierungs­
ratskandidat Martin Huber bewegt sich zwischen Welten, die selten in einem 
Lebenslauf zusammentreffen. Sie haben seinen Blick dafür geschärft,  
ob ein System nicht nur auf dem Papier, sondern auch im Alltag funktioniert.

«Ich höre zum Teil das Gras wachsen», sagt 
Martin Huber über sich. Bei einem Biolandwirt 
klingt das zunächst wie eine bodenständige Re-
dewendung. Tatsächlich beschreibt sie ziem-
lich genau, wie er arbeitet: Entwicklungen früh 
wahrnehmen, Zusammenhänge erkennen und 
handeln, bevor ein Problem unübersehbar wird.

Hubers Weg auf den Hof war keineswegs 
vorgezeichnet. Er macht bei Sika eine Lehre als 
Chemielaborant. Nach dem Militär will er etwas 
anderes kennenlernen und wechselt in die Ban-
kenwelt. Bei der Credit Suisse arbeitet er in der 
Geldmarktabwicklung, als Relationship Mana-
ger und als Internal Auditor. Er lernt, Finanz-
geschäfte zuverlässig abzuwickeln, Kundenbe-
ziehungen zu pflegen, Prozesse zu prüfen und 
Risiken zu beurteilen. Vor allem aber schärft er 
seinen Blick dafür, wenn Zahlen und Wirklich-
keit nicht zusammenpassen.

Unternehmer mit Kreislaufdenken
Um die dreissig trifft Huber nochmals einen 
grundlegenden Entscheid: Er lässt sich zum 
Landwirt ausbilden und übernimmt 2009 den 
väterlichen Hof in Neftenbach – zusammen mit 
dem dazugehörenden Grüngutrecyclingbetrieb. 
Dort werden Baum- und Strauchschnitt sowie 
Grüngut zerkleinert und getrennt aufbereitet: 
zu Energieholz, das Wärme liefert, und zu Re-
cyclingerde, die dem natürlichen Kreislauf zu-
rückgegeben wird. Recycling ist für Huber da-
mit kein politisches Schlagwort, sondern ein 
Geschäft, das Organisation, Maschinen, Kun-
dendienst und verlässliche Abläufe verlangt.

Heute führt er einen Biobetrieb von rund 
50 Hektaren mit etwa 50 Kühen. Dazu gehören 
Biomilch, Saatgetreide und umfangreiche Bio-
diversitätsflächen. Doch der Hof ist nur eine 
seiner unternehmerischen Erfahrungswelten. 
Landwirtschaft und Grüngutrecycling verbin-
den Produktion, Dienstleistungen und Kreis-
laufwirtschaft. Huber muss investieren, Kos-
ten kontrollieren, Vorschriften einhalten und 
zugleich auf Wetter, Märkte und die Bedürfnis-
se der Kundschaft reagieren.

Zwischen Chemielabor, Bank und Unter-
nehmertum liegt auf den ersten Blick ein wei-
ter Weg. Auf den zweiten zieht sich eine Linie 
hindurch: Huber will wissen, wie ein System 
funktioniert – und ob es in der Praxis hält, was 
es verspricht. Probleme lassen sich weder im 
Betrieb noch in einer Gemeinde beliebig ver-
tagen. «Entscheide müssen fachlich stimmen, 
finanzierbar sein und im Alltag funktionieren.»

Der Praktiker in der Politik
Diese Haltung prägt auch seine Politik. Huber 
war Gemeindepräsident von Neftenbach, sitzt 
seit 2019 im Kantonsrat und arbeitet in der Fi-
nanzkommission. Er kennt öffentliche Aufga-
ben damit aus verschiedenen Perspektiven: 
als Bürger und Unternehmer, als kommunaler 
Exekutivpolitiker und als kantonaler Finanz-
politiker.

Sein Massstab ist der erkennbare Nut-
zen für Bevölkerung und Wirtschaft. «Alles, 
was der Bürger nicht merkt, muss der Staat 
nicht machen», sagt Huber. Wo Vorschriften 

hauptsächlich administrativen Aufwand ver-
ursachen, wird er skeptisch: «Es wird zu viel 
Papier produziert und zu wenig für Menschen 
und Unternehmen gemacht.» Wo der Staat 
handeln muss, erwartet er hingegen, dass er 
es wirksam tut.

Die interne Revision hat seinen Blick für 
Risiken geschärft, das Gemeindepräsidium für 
tragfähige Entscheide und seine Unternehmen 
für die Folgen, die Regulierung, Investitionen 
oder Verzögerungen im Alltag haben.

Nun kandidiert Huber für den Regierungs-
rat. Er bringt dafür ungewöhnlich verschiedene 
Welten zusammen: die Präzision des Laboran-
ten, den Kontrollblick des Revisors, die Verant-
wortung des Unternehmers und die Erfahrung 
des Exekutiv- und Legislativpolitikers. Seine 
Stärke liegt darin, früh zu erkennen, wo etwas 
aus dem Gleichgewicht gerät – und eine Lösung 
zu suchen, die nicht nur gut klingt, sondern in 
der Praxis besteht.

WAHLEN	

Martin Huber: Einer, der Systeme auf die Praxisprobe stellt
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Zürich

Vom abgebrochenen Gymnasium führte sein Weg an den Bankschalter,  
ins Fondsmanagement und zum eigenen Gastro-Unternehmen. Was  
die unterschiedlichen Stationen im Leben von Regierungsratskandidat  
Andri Silberschmidt verbindet, ist die Bereitschaft, Verantwortung zu 
übernehmen.

Mit 15 Jahren bricht Andri Silberschmidt das 
Gymnasium ab. Latein bereitet ihm zunehmend 
Mühe. «Die Noten wurden immer schlechter», 
sagt er und ergänzt: «Ich hatte immer weniger 
Freude an der Schule.» So sucht er noch wäh-
rend des laufenden Schuljahrs eine Lehrstelle 
und unterschreibt für eine Banklehre bei der 
Zürcher Kantonalbank. Der Wechsel von der 
Schulbank in das Berufsleben ist kein ausge-
arbeiteter Lebensplan, soll aber zur Weichen-
stellung werden.

Mit fünfzehneinhalb steht Silberschmidt 
am Bankschalter vor Kundinnen und Kunden. 
Er zahlt Geld aus, berät bei der Bestellung von 
Kreditkarten oder wechselt Fremdwährungen. 
«In einer Lehre lernt man sehr früh das echte Le-
ben kennen», sagt er rückblickend. Aktien, Obli-
gationen oder die Altersvorsorge sind plötzlich 
keine abstrakten Begriffe mehr, sondern haben 
mit dem Leben der Menschen zu tun.

 
Eine Chance ausserhalb des Plans
Gegen Ende der Lehre entdeckt Silberschmidt 
eine Stelle als Assistent im Fondsmanagement. 
Gesucht wird eigentlich jemand mit Hochschul-
abschluss. Er bewirbt sich trotzdem – und er-
hält die Möglichkeit, direkt ins Asset Manage-
ment einzusteigen. «Ich bin bis heute dankbar, 
dass man mir als Lehrabgänger diese Chance 
gegeben hat.»

Dort lernt er die Welt der Anlagen kennen. 
Nach wenigen Jahren trägt er Verantwortung 
für eigene Fonds der ZKB. Parallel studiert 
er berufsbegleitend Betriebsökonomie und 
schliesst später einen Master in Global Finan-

ce ab. Dabei folgt sein Bildungsweg keiner 
vorgezeichneten Laufbahn. Vielmehr wächst 
er mit den Aufgaben.

Vom Ferienfund zum erfolgreichen  
Gastro-Unternehmen
So entsteht auch kaisin. 2017 isst Silberschmidt 
mit Freunden in Bangkok einen Sushi-Burrito 
und notiert sich, ein solches Lokal in Zürich 
zu eröffnen. Das Vorhaben wandert auf seiner 
Aufgabenliste zunächst Woche für Woche nach 
hinten. Bis er sich an einen einfachen Grund-
satz hält: «Man muss das To-do entweder er-
ledigen oder löschen.» Er entscheidet sich fürs 
Erledigen.

Mit Freunden entwickelt er das Konzept. 
Die einen bringen gastronomisches Wissen mit, 
andere Erfahrung in Marketing. Silberschmidt 
kümmert sich um die Finanzen. Alle arbeiten 
zunächst weiter und bauen kaisin. über den 
Mittag, nach Feierabend und an den Wochen-
enden auf. «Ideen haben viele Menschen. Am 
Anfang braucht es aber vor allem Leute, die an-
packen.»

In einem Pop-up an der Zürcher Europa
allee testet das Team die Idee. Das unmittelba-
re Echo hilft, das Angebot weiterzuentwickeln. 
«Wenn man ein Produkt direkt an die Kundinnen 
und Kunden bringt, erhält man sehr schnell eine 
Rückmeldung – und muss ebenso schnell dar-
auf reagieren.» Als sich zeigt, dass Sushi-Burri-
tos aufwendig herzustellen und umständlich zu 
essen sind, rücken deshalb Bowls ins Zentrum.

Aus dem Versuch wird ein erstes festes Lo-
kal, danach kommen weitere Standorte hinzu. 

Mit jedem Betrieb wächst die Verantwortung: 
für Mitarbeitende, Löhne, Investitionen und die 
tägliche Qualität. Heute zählt kaisin. 13 Stand-
orte und über 150 Mitarbeitende.

 
Verantwortung als roter Faden
Die Stationen mögen wie Sprünge wirken. Tat-
sächlich verbindet sie ein roter Faden: Am 
Bankschalter ist Silberschmidt als Jugendli-
cher für konkrete Anliegen verantwortlich. Im 
Fondsmanagement erhält er früh Verantwor-
tung für grosse Vermögen. Als Unternehmer 
trägt er sie für mehr als 150 Mitarbeitende und 
einen wachsenden Betrieb.

Nun will Silberschmidt Verantwortung für 
den Kanton Zürich übernehmen. Seine Lauf-
bahn zeigt, wie er dabei vorgeht: Er war-
tet nicht, bis jeder Schritt abgesichert ist. Er 
packt an, lernt in der Praxis und trägt die Fol-
gen seiner Entscheide. Was mit dem mutigen 
Abschied vom Gymnasium begann, zieht sich 
bis heute durch seinen Weg: Verantwortung 
nicht nur zu fordern, sondern sie selbst zu über-
nehmen.

WAHLEN	

«Vom Gymi-Abbrecher zum Gastro-Unternehmer»
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Am 27. September entscheidet die Zürcher Stimmbevölkerung über die 
Änderung des Lehrpersonalgesetzes: eine Vorlage mit einem Preisschild von 
jährlich 83 Millionen Franken. Obwohl die Lehrpersonen im Kanton Zürich 
bereits heute zu den bestbezahlten der Schweiz gehören, soll ihr Lohn pro 
Unterrichtsstunde weiter steigen. Bezahlen müssen vor allem die Gemeinden 
und damit letztlich die Steuerzahlerinnen und Steuerzahler. Gleichzeitig löst 
die Vorlage keines der Probleme, die den Schulalltag heute tatsächlich belasten. 
Für die FDP ist deshalb klar: Diese Vorlage setzt die falschen Prioritäten.

Dabei hatte alles deutlich moderater begon-
nen. Der Regierungsrat schlug ursprünglich 
eine gezielte Anpassung vor, insbesondere 
für Klassenlehrpersonen. Die FDP akzeptier-
te diese Anpassungen in der Kantonsratsde-
batte. Eine knappe Mehrheit des Kantonsrates 
weitete die Vorlage jedoch erheblich aus. Aus 
einer begrenzten Massnahme wurde eine brei-
te Erhöhung des anrechenbaren Stundenansat-
zes und damit eine kostspielige Erhöhung des 
Lohns pro Unterrichtsstunde nach dem Giess-
kannenprinzip.

Das Resultat ist eine jährliche Rechnung von 
rund 83 Millionen Franken. Stossend ist auch 
die Kostenverteilung: 80 Prozent der zusätzli-
chen Ausgaben müssen die Gemeinden tragen. 
Dass sich über 100 Zürcher Gemeinden gegen 
die Vorlage stellen, ist deshalb wenig überra-
schend. Aber auch der Regierungsrat lehnt die 
vom Parlament beschlossene Version ab.

Zürich bezahlt bereits Spitzenlöhne
Die Arbeit unserer Lehrpersonen ist an-
spruchsvoll und verdient Anerkennung. Zu 
einer ehrlichen Diskussion gehört aber auch 
ein Blick auf die bestehenden Löhne. Der Kan-
ton Zürich bildet gemeinsam mit Genf bereits 

heute die schweizweite Spitzengruppe – die 
Lehrpersonen in diesen beiden Kantonen ge-
hören bereits heute zu den bestbezahlten der 
Schweiz.

Der Einstiegslohn für Kindergarten- und 
Primarlehrpersonen liegt bei einem Vollzeit-
pensum bei knapp 100 000 Franken, der Ma-
ximallohn bei über 150 000 Franken. Damit lie-
gen die Löhne mehr als 20 Prozent über dem 
Durchschnitt der Deutschschweizer Kantone, 
obwohl die Ausbildung identisch ist.

Reformen statt teurer Symptombekämpfung
Die Belastung vieler Lehrpersonen ist real. 
Administrative Aufgaben nehmen zu, Klassen
situationen werden anspruchsvoller und die 
Erwartungen von Eltern, Behörden und Gesell-
schaft steigen. Diese Entwicklung müssen wir 
ernst nehmen. Genau deshalb überzeugt die 
vorliegende Lösung nicht.

Denn ein höherer Stundenlohn reduziert 
keine einzige administrative Aufgabe und be-
seitigt keine Schnittstelle – im Gegenteil. Wer 
die Lehrpersonen nachhaltig unterstützen will, 
muss deshalb bei den Ursachen ansetzen. Wir 
müssen den Schulalltag vereinfachen, unnöti-
ge Bürokratie abbauen und den Fokus wieder 

stärker auf den Unterricht lenken. Die FDP setzt 
sich seit Jahren für solche Reformen ein. Mit 
der Förderklasseninitiative, der Verschiebung 
des Frühfranzösisch oder der Forderung nach 
Aufnahmeklassen wurden wichtige Schritte an-
gestossen. Weitere müssen folgen.

83 Millionen Franken fehlen anderswo
Hinzu kommt die finanzpolitische Verantwor-
tung. Die 83 Millionen Franken sind keine ein-
malige Investition, sondern fallen Jahr für Jahr 
an. Dieses Geld steht anschliessend nicht mehr 
für andere Aufgaben zur Verfügung. Gerade die 
Gemeinden müssen Schulräume bereitstellen, 
Betreuungsangebote finanzieren und konkrete 
Unterstützungsleistungen gewährleisten. 

Bei zusätzlichen Staatsausgaben in dieser 
Grössenordnung muss deshalb ein klarer Nut-
zen erkennbar sein. Bei der Änderung des Lehr-
personalgesetzes fehlt dieser. Die Kosten sind 
dauerhaft, die strukturellen Probleme bleiben 
bestehen.

Eine starke Volksschule braucht gute Lehr-
personen und attraktive Arbeitsbedingungen. 
Sie braucht aber ebenso eine Politik, die Priori-
täten setzt und Probleme dort löst, wo sie entste-
hen. Immer mehr Geld ins bestehende System zu 
schütten, ohne dessen Schwächen anzugehen, 
ist keine nachhaltige Bildungspolitik.

Zürich

Marc Bourgeois,
Kantonsrat

ABSTIMMUNGEN

«Probleme der Volksschule lösen, statt mit Geld zu überdecken»
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Am 27. September 2026 stimmt der Kanton Zürich über die Änderung des 
Lehrpersonalgesetzes ab – eine Vorlage, die Kanton und Gemeinden 
jährlich über 83 Millionen Franken zusätzlich kosten würde. Im Kantonsrat 
scheiterte ein Kompromissvorschlag von FDP, SVP und Mitte nur knapp. 
Daraufhin ergriffen FDP und SVP das Kantonsratsreferendum. Zusätzlich 
ergriffen 102 Gemeinden das Gemeindereferendum. Barbara Franzen,  
FDP-Kantonsrätin und Präsidentin der Schule Wehntal, erklärt im Interview, 
weshalb es am 27. September ein Nein braucht.

Barbara, was ändert die Vorlage konkret und wie 
hoch sind die jährlichen Mehrkosten für Kanton 
und Gemeinden?
Lehrpersonen über alle Volksschulstufen – vom 
Kindergarten bis in die Sekundarschule – arbei-
ten nach einem Zeitbudget. Im sogenannten 
Berufsauftrag werden die für Unterricht, El-
ternarbeit, Weiterbildung usw. zur Verfügung 
stehenden Stunden erfasst. Ausgangslage für 
die zur Abstimmung kommende Änderung des 
Lehrpersonalgesetzes ist eine Vorlage der Zür-
cher Regierung. So soll der Lektionenfaktor pro 
unterrichtete Schulstunde angehoben werden 
und die Klassenlehrpersonen mehr Jahresstun-
den für Arbeiten wie Elterngespräche erhalten. 
Die Regierung hatte eine Vorlage unterbreitet, 
die zwar zu Mehrkosten geführt hätte, von den 
bürgerlichen Parteien indes akzeptiert worden 
wäre. Die vorberatende Kantonsratskommis-
sion und im Anschluss daran der Kantonsrat 
selbst haben die Lektionendotierungen und die 
Klassenlehrpersonenpauschale weiter erhöht. 
Aus den ursprünglichen jährlichen Mehrkosten 
von rund 20 Millionen sind so jährliche Mehr-
ausgaben von 83 Millionen Franken geworden.

Neben dem Kantonsratsreferendum von FDP und 
SVP haben auch über 99 Gemeinden das Referen-
dum ergriffen. Was sind die Gründe der Gemeinden?
Für die Gemeinden ist vor allem störend, dass 
sie 80 Prozent der anfallenden Mehrkosten – 
gemäss dem bisherigen Verteilschlüssel bei 
den Besoldungskosten von Lehrpersonen – 
übernehmen müssen, während sie weiterhin 
sehr wenig Einflussmöglichkeiten im rechtli-
chen Bereich haben. Sie sind vollumfänglich 
an die Rechtssetzungsbefugnisse des Kantons 

gebunden. Auch der Kostenverteiler selbst 
belastet alle Gemeinden. Im Falle der vorlie-
genden Vorlage werden Mehrkosten von rund 
67 Millionen an den Gemeinden hängenbleiben. 
Zugespitzt formuliert: Der Kanton befiehlt, die 
Gemeinden bezahlen.

Dass Lehrpersonen heute stark belastet sind, be-
streitet niemand. Warum lehnst du dann die Vorlage 
ab, die genau diese Belastung senken soll? 
Aus unserer Sicht sind Lehrpersonen durch eine 
neue Lohnregelung nicht weniger belastet. Sie 
werden die gleichen Pflichten wie bislang haben. 
Die Belastungssituation ist aus unserer Sicht auf 
anderer Ebene anzugehen. Die Entlastung muss 
in der Praxis auch ankommen. Wenn für die Um-
setzung Hunderte zusätzliche Lehrpersonen be-
nötigt werden, die auf dem Arbeitsmarkt fehlen, 
besteht die Gefahr, dass wir viel Geld ausgeben, 
ohne das eigentliche Problem zu lösen. 

Der Regierungsrat erklärt, dass es für eine echte 
Entlastung 520 zusätzliche Vollzeitstellen bräuch-
te – rund 760 Lehrpersonen, die es gar nicht gibt. 
Wie können stattdessen Lehrpersonen in der Praxis 
entlastet werden?
Tatsächlich ist es ein Problem, dass die zu-
sätzlichen Stellen weder vorhanden noch fi-
nanzierbar wären. Wir müssen dort ansetzen, 
wo die Belastung tatsächlich entsteht: bei 
Administration, Dokumentationspflichten, Sit-
zungen und immer neuen Zusatzaufgaben. Ein 
wichtiger Punkt ist für mich auch die Zahl der 
Personen, die rund um eine Klasse tätig sind. 
Unterstützung ist wichtig, aber jede zusätzli-
che Fach- oder Betreuungsperson schafft auch 
neue Schnittstellen, Absprachen und Sitzun-

gen. Wir sollten deshalb die Teams möglichst 
überschaubar halten, Verantwortlichkeiten klar 
zuordnen und Unterstützung gezielt einsetzen. 
Dazu kommen einfachere digitale Prozesse 
und mehr Spielraum für die Schulen vor Ort. 
Wir sprechen zudem bislang nur über Finan-
zen. Ich stelle fest, dass viele Lehrpersonen mit 
grösstem Verantwortungsgefühl Schülerinnen 
und Schüler betreuen und einen sehr grossen 
Anspruch an sich haben, Probleme regeln zu 
müssen. Sie müssen aber auch Verantwortung 
an Schulleitungen, Behörden, Sonderschulen 
usw. abgeben können.

Die FDP sagt, die Volksschule muss wieder ein-
facher werden, nicht teurer. Was würdest du als 
Schulpräsidentin als Erstes vereinfachen?
Im Zentrum unserer Volksschule müssen die 
Kinder und der gute Unterricht stehen. Lehr-
personen sollen ihre Zeit dort einsetzen können, 
wo sie am meisten bewirkt: im Klassenzimmer 
und bei den Schülerinnen und Schülern. Dafür 
müssen wir Administration und Dokumenta-
tionspflichten entschlacken, Rollenklarheit bei 
sonderpädagogischen Prozessen schaffen und 
digitale Doppelspurigkeiten beseitigen. Gleich-
zeitig brauchen wir klare Verantwortlichkeiten 
und überschaubare Teams: Zu viele Personen 
rund um eine Klasse führen schnell zu einer 
Flut von Absprachen und zusätzlicher Koordi-
nation. Unterstützung muss Lehrpersonen tat-
sächlich entlasten und darf nicht neue Arbeit 
schaffen. Schulen brauchen zudem mehr Ge-
staltungsfreiheit vor Ort. Und bei jeder neuen 
Aufgabe und jeder neuen Vorgabe sollten wir 
konsequent fragen: Was können wir dafür weg-
lassen? Weniger Bürokratie, weniger Schnitt-
stellen und mehr Zeit für die Kinder – dort liegt 
für mich die wirksamste Entlastung.

Zürich

Barbara Franzen,
Kantonsrätin und Präsidentin der Schule Wehntal

ABSTIMMUNGEN

«Mehr Bürokratie, weniger Unterricht:  
Nein zum Lehrpersonalgesetz»
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Ich wage es, ein heisses Eisen anzufassen für 
die FDP – es geht um die Zuwanderung. Und ich 
rede nicht über die Migration aus Drittstaaten, 
sondern auch über die Personenfreizügigkeit. 
Wir mögen uns wahrscheinlich alle noch an die 
Abstimmung zur 10-Millionen-Schweiz erinnern: 
Dass rund 45 Prozent der Stimmbevölkerung – 
bei weitem mehr, als die SVP-Basis – bereit wa-
ren, für eine Initiative mit derart weitreichenden 
Konsequenzen für die Bilateralen zu stimmen, 
sollten wir nicht einfach übergehen. Das sollte 
für uns Grund genug sein, ernst zu nehmen, dass 
die Bevölkerung genug vom aktuellen Kurs in 
Bern hat, auch wenn ich stark der Überzeugung 
bin, dass diese Initiative nicht die Lösung für die 
Zuwanderungsproblematik gewesen wäre. Den 
Sieg sollten wir aber nicht so feiern, als hätten 
wir den neuhelvetischen Krieg gewonnen und 
könnten dabei Sekt trinken. Keine 50 Tage später 
berichten alle Medienhäuser über den Fall von 
Ceuta, auf den ich nicht noch ausführlich ein-
gehen will. Auf jeden Fall ist die Debatte über 
die Migration und Zuwanderung aufgebrodelt, 
denn: Niemand möchte diese Menschen auf-
nehmen, davon bin ich überzeugt. Genau wir 
Liberalen sollen und müssen Lösungen anbie-
ten, die Zuwanderung zu senken, ohne unse-
ren Wohlstand und wirtschaftliche Offenheit 
leichtfertig aufs Spiel zu setzen. Die FDP macht 
bereits viel, allerdings treffen die Massnahmen 
nur auf Drittstaaten zu. Diesbezüglich gibt es 
mehrere Varianten, wie wir dieses heisse Eisen 
angehen können. 

1. Sprachkenntnisse vor dem  
Familiennachzug
Allein im Kanton Zürich belief sich der Fami-
liennachzug von Ehepartnerinnen und Ehe-
partnern zu ausländischen Staatsangehörigen 

im Jahr 2025 auf 3331 Personen (Statistik 3-50 
vom SEM) – national auf 17'424. Ich bin stark 
der Meinung: Wer in die Schweiz kommen will, 
muss auch die Sprache im entsprechenden 
Kanton vor der Einreise sprechen – auch aus-
ländische Ehegatten von Schweizer Staatsan-
gehörigen. Ich klammere bewusst die 18'188 
Kinder aus, denn eine neue Sprache zu lernen, 
scheint mir für erwachsene Personen zumutbar. 
Dito gilt auch für die Ukrainerinnen und Ukrai-
ner, die wir jährlich mit 1,3 Milliarden Franken 
subventionieren. 

2. Rentenalter
Ich glaube, wir alle wollen, dass die Schweizer 
Bevölkerung im Arbeitsmarkt bevorzugt wird, 
alles andere wäre gelogen. 2024 versuchten 
die Jungfreisinnigen diesen Ansatz zu verfol-
gen mit der Renteninitiative. Der Beweggrund 
war jedoch, dass wir Jungen auch mal eine 
AHV haben wollen. Die Initiative verlangte je-
doch nur von den Arbeitnehmern, länger zu 
arbeiten, aber eine Zusicherung der Arbeitge-
ber, dass sie die Älteren auch entsprechend 
länger beschäftigen, blieb in der Initiative 
aus. Ja, ich bin überzeugt, dass die Initiative 
weniger Angriffsfläche gehabt hätte, hätten 
die Arbeitgeber auch ein Zugeständnis ge-
macht bei einem solch emotionalen Thema, 
auch wenn sie mehr bezahlt hätten – und da 
muss sich auch die FDP an der eigenen Nase 
nehmen. Das erfordert dann aber auch, dass 
wir für die arbeitslosen 55-Jährigen (und auf-
wärts) die Länge der Taggelder von 520 Ta-
gen auf 400 runtersetzen müssen, genau gleich 
wie bei den 25- bis 55-Jährigen. Das käme im 
Übrigen auch der AHV zugute, denn so haben 
wir Sozialgeldempfänger zu Beitragszahlen-
den gemacht. 

3. Individualbesteuerung & Teilzeitarbeit
Wir haben dieses Jahr einen wichtigen Schritt 
bei der finanzpolitischen Gleichstellung mit der 
Individualbesteuerung gemacht. Jetzt müssen 
nur noch die Anreize für die Vollzeiterwerbs-
tätigkeit erhöht werden – auch für Frauen. Ein 
Beispiel wäre, die Kinderbetreuung an das Pen-
sum zu koppeln, damit sich die Erhöhung des 
Pensums überhaupt lohnt, statt die Kinderbe-
treuung mit der Giesskanne zu subventionieren. 
Denn wer 1000.- pro Monat mehr verdienen will, 
der soll auch möglichst viel davon haben und 
nicht die weggefallenen Subventionen kompen-
sieren. Zudem erhöht eine Pensumerhöhung 
das Inländerpotential um Vollzeitäquivalente, 
die nicht von Zugewanderten besetzt werden 
müssen. Und auch hier müssen sich die Arbeit-
geber und wir als Partei an der eigenen Nase 
nehmen – denn wenn der Arbeitgeber ein höhe-
res Pensum nicht ermöglichen will, war die gan-
ze Übung umsonst. Zudem ist es unabdingbar, 
dass wir auch unterbeschäftigte Teilzeiterwer-
bende, die gerne mehr arbeiten wollen, beim 
RAV erfassen und entsprechend vermitteln.

Alexander Fäh,
Vorstand Jungfreisinnige Kanton Zürich
Verantwortlicher Kommissionen

JUNGFREISINN

«Wir müssen uns als Gesellschaft nicht selbst anlügen»
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Am 4. April 2027 wählt Zürich Regierungs- und Kantonsrat neu. Die FDP richtet 
ihren Wahlkampf an jene Menschen, die jeden Tag anpacken und Verant
wortung übernehmen. Wahlkampfleiter Urs Egger erklärt den Kampagnen­
slogan – und weshalb es für den Wahlerfolg auf jedes Mitglied ankommt.

Urs, was steckt hinter dem Slogan «Für alle, die 
den Wecker stellen»?
Zürich funktioniert nicht von selbst. Unser Kan-
ton lebt von Menschen, die anpacken und Ver-
antwortung übernehmen. Sie erarbeiten unse-
ren Wohlstand, führen Unternehmen, betreu-
en Kinder, pflegen Angehörige, unterrichten 
Schulklassen, engagieren sich in Vereinen 
und übernehmen Verantwortung in ihren Ge-
meinden.

Der Wecker steht deshalb für eine Haltung: 
nicht darauf warten, dass andere die Aufgaben 
lösen, sondern selbst entscheiden, organisie-
ren und etwas ins Rollen bringen. Oft geschieht 
das ohne grosses Aufheben, aber mit grosser 
Wirkung. Genau für diese Menschen steht die 
Kampagne der FDP Kanton Zürich.

Welche politische Botschaft steckt im Bild des 
Weckers?
Diese Menschen erwarten von der Politik, dass 
sie verlässliche Rahmenbedingungen schafft 
und ihren Alltag nicht zusätzlich erschwert. 
Dazu gehören stabile Verhältnisse, funktionie-
rende Institutionen und Lösungen, die praxis-
tauglich sind. Liberale Politik schafft Freiräume 
für Eigeninitiative und Fortschritt. Kurz: Entlas-
tung statt zusätzliche staatliche Vorschriften 
und Fortschritt mit Realitätssinn.

Was soll die Kampagne bei den Menschen auslösen?
Die Menschen sollen sich wiedererkennen und 
merken: Die FDP sieht ihren Beitrag für unseren 
Kanton. Der Wecker macht das abstrakte The-
ma Verantwortung persönlich und lädt jede und 
jeden dazu ein, die eigene Geschichte zu erzäh-
len: Wofür stehe ich jeden Morgen auf? So ent-
steht ein Gespräch darüber, was die Menschen 
antreibt und was sie von der Politik erwarten.

Was muss bis zum Wahltag geschehen, damit die 
Kampagne erfolgreich ist?
Erfolgreich wird die Kampagne, wenn sie im gan-
zen Kanton wiedererkennbar ist und gleichzeitig 
vor Ort lebt. Dafür müssen Kandidierende, Orts- 
und Bezirksparteien und Mitglieder dieselbe 
Botschaft auf die Strasse, ins persönliche Um-
feld und in die sozialen Medien tragen. Mit die-
ser gemeinsamen Präsenz können wir Vertrauen 
aufbauen und auch Menschen ausserhalb unse-
rer bisherigen Wählerschaft erreichen.

Warum kommt es für den Wahlerfolg besonders auf 
die Mitglieder an?
Mitglieder geben der Kampagne ein persönli-
ches Gesicht. Ihr Wort am Arbeitsplatz, im Verein 
oder in der Nachbarschaft hat eine andere Wir-
kung als ein Plakat oder ein Beitrag in den sozia-
len Medien. Persönliche Empfehlungen schaf-

fen Vertrauen. Deshalb kann jedes Mitglied die 
politische Botschaft zu einer echten Begegnung 
machen und damit zum Wahlerfolg beitragen.

Welche Botschaft möchtest du den Kandidierenden, 
Ortsparteien und Mitgliedern mitgeben?
Meine Botschaft ist einfach: Wartet nicht darauf, 
dass andere den Wahlkampf machen. Teilt Beiträ-
ge, führt Gespräche und engagiert euch bei eu-
rer Ortspartei. Jeder Einsatz macht liberale Politik 
sichtbarer – für Andri Silberschmidt und Martin 
Huber, für die FDP-Kandidierenden in den Bezir-
ken und für ein starkes liberales Zürich.

Zürich

KR-WAHLEN 

«Für alle, die den Wecker stellen»

Das kannst du für den Wahlerfolg tun
1. Digital unterstützen
Folge den Regierungsrats- und Kantonsratskandidierenden, teile ihre Beiträge und kom-
mentiere mit eigenen Worten. Oder poste selbst, wofür du jeden Tag den Wecker stellst.
2. Persönlich überzeugen
Sprich in deinem Umfeld über die Wahlen und wirb für Andri Silberschmidt und  
Martin Huber sowie für die FDP-Kandidierenden deines Bezirks.
3. Sichtbarkeit ermöglichen
Melde deiner Ortspartei einen gut sichtbaren privaten Plakatstandort oder hilf beim  
Aufstellen und Verteilen von Wahlmaterial mit.
4. Vor Ort aktiv werden 
Die Ortsparteien organisieren Standaktionen, Veranstaltungen sowie weitere Einsätze.  
Melde dich bei deiner Ortspartei – schon wenige Stunden helfen.

Urs Egger ist habilitierter Agrarökonom. Von 
2006 bis 2019 gehörte er für die FDP dem 
Zürcher Gemeinderat an. Parallel zu seinem 
Lehrauftrag an der Berner Fachhochschule 
leitete er von 2013 bis 2019 die Geschäftsstelle 
der FDP Kanton Zürich.
Heute braut der 70-Jährige im Seefeld eigenes 
Bier, gehört dem Komitee der Swiss Football 
League (SFL) an und leitet die Wahlkämpfe der 
FDP Kanton Zürich.
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In jeder Ausgabe werden Erfolgsgeschichten und Neuigkeiten aus den Ortsparteien präsentiert. Habt ihr in eurer 
Ortspartei eine Erfolgsgeschichte, die ihr gerne teilen möchtet? Meldet euch gerne unter info@fdp-zh.ch.  

AUS DEN ORTSPARTEIEN 

Freisinnige Erfolgsgeschichten im Kanton Zürich

FDP Nürensdorf

FDP Nürensdorf räumt ab

Die FDP Nürensdorf feiert einen historischen 
Wahlerfolg: Hannes Schärer gewinnt das Ge-
meindepräsidium, und mit André Meier, Daniel 
Neukomm und Newcomer Sandro Gerber stellt 
die FDP neu 4 von 7 Gemeinderäten. Erstmals ist 
die SVP nicht mehr im Gemeinderat vertreten. Zu-
sätzlich übernimmt die FDP das RPK-Präsidium 
mit Dieter Kindlimann sowie ein weiteres RPK-
Mitglied mit Karim Hablützel. Das Schulpräsidium 
wurde bewusst der SVP überlassen, um sich auf 
die wichtigeren Ämter zu konzentrieren.

FDP Adliswil

Erfolgreiches Strassenfest

Das Albisstrassenfest vom 21. Juni 2026 zeigte 
einmal mehr, wie lebendig Adliswil ist. Die FDP 
Adliswil war als einzige Partei mit einem Stand 
vertreten und führte zahlreiche persönliche Ge-
spräche mit der Bevölkerung. Kostenloses Sub-
soccer, frisches Popcorn und ein Wettbewerb 
sorgten für viel Begeisterung. Herzlichen Dank 
an den Handels- und Gewerbeverein, alle Mit-
wirkenden, unsere Sponsoren und die vielen 
Besucherinnen und Besucher. Wir freuen uns 
bereits auf 2028!

FDP Urdorf

Erfolg für die FDP Urdorf

Die Gemeindeversammlung folgte dem Antrag 
der FDP und strich die Sonderbauvorschriften 
aus der neuen Bau- und Zonenordnung. Damit 

FDP Brütten

Die FDP Brütten verschickte allen 1000 Haus-
halten der Gemeinde eine Bevölkerungsumfra-
ge. Mit über 150 Teilnehmerinnen und Teilneh-
mern stiess diese auf ein aussergewöhnlich 
grosses Echo. Viele der Rückmeldungen, wel-
che noch in grosser Zahl schriftlich und nicht 
etwa über das vorhandene Onlinetool erfolg-
ten, wurden zudem mit persönlichen Bemer-
kungen versehen. Bei den Kommunalwahlen 
diesen März wurden alle acht Kandidatinnen 
und Kandidaten der FDP im ersten Wahlgang 
gewählt. Die Umfrage konnte also sicher zum 
Wahlerfolg beitragen. Aufgrund der breiten Be-
teiligung und der vielen positiven Rückmeldun-
gen zum Engagement der FDP plant die Orts-
partei, die Umfrage künftig regelmässig durch-
zuführen. Gerne stellt sie die Vorlage anderen 
Ortsparteien zur Verfügung.

FDP Uster

Einreichung der kommunalen 
Personalbremse und  
erfolgreiches Sommerfest

Für die kommunale Personalbremse gingen wir 
in den vergangenen Monaten gemeinsam mit 
zahlreichen Freiwilligen auf die Strasse und 
mobilisierten unsere Nachbarschaft, Familien 
sowie Freundinnen und Freunde, um unserem 
Anliegen an der Urne Gehör zu verschaffen. 
Insgesamt sammelten wir rund 650 Unterschrif-
ten, die wir am Freitag, 17. Juli, übergaben.

FDP Wiesendangen

Sonntagsbrunch: Energie,  
Politik und gute Gespräche

Bei einem feinen Brunch im «Hirschen» traf 
sich die FDP Wiesendangen mit Gästen zu 
einem geselligen und informativen Vormittag.
Als Gastreferent präsentierte Martin Kol-
ler von Axpo die Highlights aus dem aktuel-
len Axpo Energy Report – kurzweilig und ver-
ständlich. Vom globalen Energieverbrauch bis 
zur Schweizer Stromversorgung im Winter: Die 
Botschaft war klar – egal welches Szenario, wir 
müssen jetzt handeln. Wasserkraft, Wind- und 
Solarenergie sowie der Weiterbetrieb der be-
stehenden Kernkraftwerke ist unumgänglich, 
um die Versorgungssicherheit zu stärken.

FDP Hedingen

Die FDP Hedingen blickt auf aktive, vielfältige 
Monate zurück. Ein Fokus lag auf Wirtschaft, 
Werkplatz und Innovation, Themen von grosser 
Bedeutung für die FDP Hedingen. Mit dem Re-
ferat von Jean-Philippe Kohl, Vizedirektor von 
Swissmem, erhielten wir im Mai Einblicke in 
die aktuelle Lage der Tech-Industrie und mögli-
che Zukunftsszenarien. Daneben etablierten wir 
einen monatlichen Treff am Hedinger Weiher zur 
Förderung des Austauschs. Ferner begrüssten 
wir die Mitglieder zur Generalversammlung, bei 
der neben formellen Themen die Verabschiedung 
abtretender und die Begrüssung neuer Behör-
denmitglieder im Fokus stand.

Zudem verbrachten wir am ersten Sonntag im 
Juli unser jährliches Sommerfest in Gesell-
schaft von rund 70 FDP-Mitgliedern und hoch-
karätigen Gästen.

können weitreichende Verdichtungsprojekte 
nicht ohne Mitsprache der Stimmberechtigten 
umgesetzt werden. Die FDP setzte sich erfolg-
reich für Wohnqualität, Verhältnismässigkeit 
und demokratische Mitbestimmung ein.



Zürich

Ein zusätzlicher Arbeitstag bedeutet nicht einfach mehr Arbeit und mehr 
Lohn. Vom zusätzlichen Einkommen bleibt unglaublich wenig als Netto­
einkommen übrig – insbesondere bei mittleren und höheren Einkommen.

Wer mehr arbeitet, wird doppelt bestraft:  
mit höheren Steuern und teurerer Kita.
Eine neue Studie der Universität St. Gallen zeigt 
am Beispiel der Stadt Zürich, wie stark diese Fehl-
anreize wirken. Mit steigendem Einkommen wach-
sen nicht nur die Steuern, sondern auch die ein-
kommensabhängigen Betreuungskosten. In einem 
konkreten Beispiel bleiben von rund 20 000 Fran-
ken zusätzlichem Bruttoeinkommen am Ende nur 
rund 4600 Franken netto übrig. Berücksichtigt sind 
Steuern, Sozialabgaben, Betreuungskosten und 
der Wegfall einkommensabhängiger Leistungen.

Das kann und darf nicht der richtige Anreiz sein.
Meine politische Forderung ist deshalb klar: Ein 
zusätzlicher Arbeitstag soll eine Familie höchs-

tens 100 Franken an zusätzlichen Kita-Kosten 
kosten. Wer mehr arbeitet, soll am Ende auch 
spürbar mehr auf dem Konto haben. 

Unsere Wirtschaft braucht mehr Erwerbs-
arbeit, um unseren Wohlstand trotz der demo-
grafischen Alterung zu sichern. Wer 20 000 Fran-
ken zusätzlich verdient, darf nicht weiterhin drei 
Viertel dieses Einkommens durch Steuern, Abga-
ben, höhere Betreuungskosten und den Wegfall 
von Vergünstigungen wieder verlieren.

Je günstiger die Kita, desto mehr lohnt sich 
das Arbeiten. 
Wenn Frauen in Zürich ihr Pensum erhöhen 
wollen – ob auf 40, 60, 80 oder 100 Prozent –, 
muss sich das finanziell wieder lohnen.

Eine Reform ist dringend nötig: Eine günstige-
re Kita ist nicht nur Familienpolitik. Sie ist vor 
allem Steuer- und Arbeitsmarktpolitik.

Hier geht’s zur Studie: 

KOLUMNE FDP FRAUEN KANTON ZÜRICH

«Schluss mit der Erwerbsbremse für Mütter:  
Ein Kita-Tag für maximal 100 Franken»

Petra Ganz,
Vorstandsmitglied FDP Frauen Kanton Zürich  
und Bezirk Horgen
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Zürich

Am 14. Juni haben wir gemeinsam einen Meilenstein erreicht: Die schäd­
lichen linken Wohninitiativen wurden abgelehnt. Vielen Dank für euren 
Einsatz! Der Problemdruck auf den Wohnungsmarkt bleibt aber hoch. Die FDP 
ist seit Jahren mit zahlreichen Lösungsvorschlägen im Kantonsrat aktiv.

Bauen vereinfachen – für mehr Wohnraum
Die Nachanalyse der Abstimmung zeigt: Unse-
re Forderung nach weniger Vorschriften und 
mehr Wohnraum ist mehrheitsfähig. Die FDP 
hat bereits mehrere Vorstösse im Kantonsrat 
eingereicht, um langwierige Bauverfahren zu 
verkürzen und mehr Wohnraum zu ermöglichen. 
So hat Kantonsrätin Barbara Franzen mit dem 
Postulat 336/2024 eine kantonale Verdichtungs-
strategie gefordert. Ein weiteres Beispiel: Kan-
tonsrätin Sonja Rueff-Frenkel fordert mit Pos-
tulat 16/2026 «weisse Zonen» für vereinfach-
tes Bauen. SP und Grüne stellten dazu einen  
Ablehnungsantrag – ein Beispiel dafür, wie 
mehrheitsfähige Lösungen links konsequent 
ausgebremst werden.

Finanzpolitik im Aufwind
In den nächsten Monaten dürften auch finanz-
politische Themen im Kantonsrat zu reden ge-
ben. So legt der Regierungsrat seine Vorlage 
zum Ausgleich der warmen Progression vor. 
Mit der Umsetzung der Motion 412/2023 von 
Kantonsrat Mario Senn wird der Mittelstand 
steuerlich weiter entlastet. Eine hitzige Diskus-
sion wird für das Geschäft 101/2025 «Zentrums-
lasten und Zentrumsnutzen beim Zentrumslas-
tenausgleich der Städte Zürich und Winterthur 
regelmässig evaluieren und anpassen» er-
wartet. Die FDP fordert mit SVP, GLP und Die  
Mitte eine Überprüfung des Zentrumslas-
tenausgleichs, um auch die Zentrumsnutzen  
finanziell zu berücksichtigen.

Forderung nach einem Integrationsvertrag
Ein weiteres zentrales Geschäft ist die Motion 
147/2025 «Rechte und Pflichten von Integra-
tionsberechtigten mittels Integrationsvertrag» 
von Kantonsrat Martin Huber. Sie will gesetz-
liche Grundlagen für einen bindenden Inte
grationsvertrag im Kanton Zürich schaffen, der 
Rechte und Pflichten der Integrationsberech-
tigten festhält.

Am 27. September 2026 stimmen wir über die 
Neutralitätsinitiative ab, am 29. November über 
das Kriegsmaterialgesetz. Beide Vorlagen prä-
gen, wie sich die Schweiz sicherheitspolitisch 
künftig ausrichtet. Aussenpolitisch konnten 
wir uns bisher – wie eine Zeitung treffend for-
mulierte – in einer neutralen, windstillen Ecke 
einrichten. Nun hat sich das gedreht: Statt Sta-
bilität prägen die Macht des Stärkeren, Kon-
flikte und Unsicherheit die geopolitische Lage. 
Folglich muss sich auch die Schweiz neu aus-
richten.

Selbstverständlich bleibt die Schweiz neu-
tral – daran darf gerade in unsicheren Zeiten 
nicht gerüttelt werden. Doch der Neutralitäts-
begriff lässt Handlungsspielraum; er wurde im-
mer so ausgelegt, wie es den Interessen der 
Schweiz am besten diente. Das ist richtig, ge-
rade in instabilen Zeiten braucht es Flexibilität. 

Es wäre daher falsch, die Neutralität jetzt in 
einem strikten Korsett in der Verfassung zu ver-
ankern, wie es die Initianten der Neutralitäts-
initiative bezwecken. Delegiertenversammlung 
und FDP-Fraktion im Bundeshaus haben darum 
wie Bundesrat und Parlament die Neutralitäts-
initiative klar abgelehnt, und auch ich empfehle 
für die Abstimmung ein NEIN.

Die bestehende Neutralitätsdefinition lässt 
eine Lockerung des Kriegsmaterialgesetzes zu – 
angesichts der geopolitischen Lage konsequent, 
zeitgemäss und verantwortungsvoll. Mit den 
heutigen Exportbestimmungen beschaffen wich-
tige Partnerstaaten der Schweiz keine Schwei-
zer Rüstungsgüter mehr. Schweizer Unterneh-
men fallen aus Lieferketten, Forschungsprojek-
ten und europäischen Sicherheitsprogrammen 
heraus, was unseren Technologiestandort und 
die Versorgungssicherheit der Armee schwächt. 

Moderne Verteidigungsfähigkeit ist für unser 
Land zentral. An der Delegiertenversammlung 
und in der FDP-Fraktion habe ich wie der Bun-
desrat und die Parlamentsmehrheit JA zur Ände-
rung des Kriegsmaterialgesetzes gesagt. Auch 
an der Urne stimme ich klar JA.

Claudio Zihlmann,
Kantonsrat

Bettina Balmer,
Nationalrätin

AUS DEM KANTONSRAT

«Wohnraum, Finanzen, Integration:  
Was die FDP im Kantonsrat bewegt»

AUS DEM NATIONALRAT 

Diesen Herbst: NEIN zur Neutralitätsinitiative und JA  
zum Kriegsmaterialgesetz – für die Sicherheit der Schweiz
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Sonja, weshalb braucht es im Kanton Zürich weisse 
Zonen? Reichen die bestehenden Raumplanungs-
instrumente nicht aus?
Nein, die bestehenden Instrumente reichen 
nicht aus. Zu viele Vorschriften bremsen heute 
den Wohnungsbau. Deshalb sucht die FDP im 
Kantonsrat konsequent nach Mehrheiten, um 
diese Überregulierung gezielt abzubauen.

Mit weissen Zonen gehen wir nun noch 
einen Schritt weiter: In bestimmten Gebieten 
sollen die Regeln für eine begrenzte Zeit ge-
lockert werden, damit schneller und vor allem 
mehr gebaut werden kann. Das ermöglicht hö-
here, grössere und dichtere Überbauungen und 
schafft zusätzlichen Wohnraum.

Wie lässt sich sicherstellen, dass weisse Zonen für 
Eigentümer attraktiv und gleichzeitig in der Bevöl-
kerung mehrheitsfähig sind?

Für Eigentümer sind weisse Zonen attraktiv, 
weil sie mehr Spielraum schaffen und Verfah-
ren verkürzen. Damit ein Projekt auch die Be-
völkerung überzeugt, muss es Verdichtung mit 
Wohnqualität, lokalen Bedürfnissen und einer 
guten Erschliessung verbinden. Gelingt dieser 
Ausgleich, profitieren Eigentümer und Bevöl-
kerung.

 
Was braucht es, damit das Instrument im Kanton 
Zürich rasch eingeführt wird und tatsächlich zusätz-
lichen Wohnraum schafft?
Entscheidend sind politischer Wille und ra-
sches Handeln. Im Kanton Zürich gibt es bereits 
heute Gemeinden, die weisse Zonen einführen 
möchten. Damit sie dieses Instrument nutzen 
können, müssen Regierungsrat und Kantons-
rat zügig die nötigen gesetzlichen Grundlagen 
schaffen. 

Der Kanton Zug hat das Potenzial weisser 
Zonen bereits erkannt. Doch auch dort dürf-
te es noch zehn bis zwölf Jahre dauern, bis 
die ersten Gebäude in weissen Zonen stehen.  
Zürich muss schneller sein.

Zürich

Sonja Rueff-Frenkel,
Kantonsrätin 

Gemeinsam mit den bürgerlichen Parteien hat die FDP in den vergangenen 
Monaten drei linke Wohnvorlagen erfolgreich bekämpft. Diese Ab­
stimmungserfolge bestätigen den freisinnigen Kurs: mehr Wohnraum durch 
einfacheres Bauen statt dirigistische Eingriffe.

Die Zürcher Stimmbevölkerung sagte in den 
vergangenen Monaten dreimal deutlich Nein 
zu linken Wohnrezepten: zum Vorkaufsrecht 
für Gemeinden, zur kantonalen Wohnbauge-
sellschaft und zu zusätzlichen Bewilligungs-
pflichten und Mietzinsauflagen unter dem 
Deckmantel des Wohnschutzes. Zürich will 
keine dirigistische Wohnpolitik, sondern wirk-
same Lösungen.

Die Wohnraumknappheit bleibt aber über 
diese Abstimmungen hinaus bestehen, beson-
ders in urban geprägten Regionen bleibt die 
Lage angespannt.

Mehr Angebot entlastet den Markt
Wo eine hohe Nachfrage auf ein knappes Ange-
bot trifft, steigen die Preise. Entschärfen lässt 
sich die Situation deshalb nur, wenn das Woh-
nungsangebot wächst. Dafür muss rascher und 
einfacher gebaut werden können.

 Genau daran arbeitet die FDP seit Jah-
ren. Ihre Vorstösse im Kantonsrat setzen 
dort an, wo Vorschriften, langwierige Verfah-
ren oder mangelnde Planungssicherheit den 
Wohnungsbau erschweren. Die freisinnigen 
Anliegen reichen von kürzeren und digitalen 
Baubewilligungsverfahren über mehr Flexi-
bilität zwischen Wohn- und Arbeitszonen bis 

zu zeitgemässen Hochhausgrenzen und einer 
Verdichtungsstrategie.

Ein Beispiel dafür ist das Anfang 2026 ein-
gereichte FDP-Vorstosspaket:

Klare und praxistaugliche Bestimmungen 
geben Bauherrschaften früh Planungssicher-
heit und ermöglichen den Behörden eine ein-
heitlichere und effizientere Prüfung. Unnötige 
Konflikte und Rekurse können so vermieden 
werden.

Die Abstimmungserfolge sind Bestätigung 
und Auftrag zugleich: Die FDP setzt sich weiter-
hin konsequent dafür ein, dass in Zürich mehr 
Wohnraum entstehen kann.

ABSTIMMUNGEN

«Die wohnpolitischen Abstimmungserfolge sind unser Auftrag»  

Drei Fragen an Kantonsrätin Sonja Rueff-Frenkel 

Drei FDP-Vorstösse für einfacheres Bauen

1. Rekurse auf relevante Fragen beschränken: Um Verfahren zu verkürzen und die  
Planungssicherheit zu erhöhen, sollen nur jene Punkte anfechtbar sein, durch die Dritte  
tatsächlich betroffen sind.
2. Energetische Sanierungen vereinfachen: Arbeiten wie Fensterersatz oder Dämmungen 
sollen einfacher und von der Bewilligungspflicht befreit werden.
3. Weisse Zonen ermöglichen: Um zusätzlichen Wohnraum zu schaffen, sollen Gemeinden 
in klar definierten Gebieten Sonderbauzonen schaffen, in denen von einzelnen Bauvorschrif-
ten abgewichen werden kann.
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Wahlen 2027

Die Schweiz braucht eine starke FDP – heute 
mehr denn je. Unser Land steht vor grossen 
Herausforderungen. Bezahlbarer Wohnraum 
wird knapper, die Krankenkassenprämien stei-
gen, Unternehmen finden immer schwieriger 
genügend Fachkräfte und unsere Infrastruk-
tur gerät zunehmend an ihre Grenzen. Gleich-
zeitig wächst die Unsicherheit in Europa und 
der Welt.

Die Schweiz braucht jetzt keine Politik der 
Empörung, keine immer neuen Verbote und 
keine leeren Versprechen. Sie braucht Men-
schen, die Verantwortung übernehmen, Prob-
leme anpacken und Lösungen umsetzen. Dafür 
steht die FDP.

Jeden Abend stellen Millionen Menschen in 
unserem Land ihren Wecker. Sie stehen früh 
auf, arbeiten, gründen Unternehmen, bilden 
Lernende aus, engagieren sich in Vereinen, 
leisten Freiwilligenarbeit oder sorgen für ihre 
Familien. Sie übernehmen Verantwortung – Tag 
für Tag. Genau für diese Menschen machen 
wir Politik.

Wir wollen, dass Leistung wieder belohnt 
wird. Dass unsere Unternehmen wachsen und 
Arbeitsplätze schaffen können. Dass unsere 
Strassen, Schienen, Stromnetze und digitalen 
Infrastrukturen mit unserem Land Schritt hal-
ten. Und dass die Menschen in der Schweiz 
sicher leben können – nach innen wie nach 
aussen.

Deshalb setzen wir im Wahljahr 2027 kla-
re Prioritäten: Arbeit. Sicherheit. Infrastruk-
tur. Denn Arbeit schafft Wohlstand. Sicherheit 
schafft Vertrauen. Und eine leistungsfähige In-
frastruktur ist die Grundlage für unseren Erfolg 
und unsere hohe Lebensqualität.

Zu allen drei Schwerpunkten haben wir 
Positionspapiere erarbeitet. Sie zeigen auf, 

welche konkreten Lösungen die FDP für die 
Zukunft unseres Landes vorschlägt. Über die 
nebenstehenden QR-Codes gelangen Sie direkt 
zu den einzelnen Papieren.

Der Wahlkampf beginnt jetzt. Deshalb laden 
wir Sie herzlich zu unserer freisinnigen Lands-
gemeinde ein. Bringen Sie Ihre Familie, Freun-
de und Bekannte mit. Gemeinsam diskutieren 
wir unsere Ideen, bereiten den Wahlkampf vor 
und setzen ein starkes Zeichen für einen erfolg-
reichen Freisinn.

Packen wir es gemeinsam an. Für alle, die 
jeden Morgen aufstehen, Verantwortung über-
nehmen und unser Land mit ihrem Einsatz stark 
machen. Für den Freisinn. Für die Schweiz.

Damian Müller,
Wahlkampfleiter und Ständerat

Packen wir es an!

«Wir wollen,  
dass Leistung wieder 

belohnt wird.»
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Neutralitätsinitiative

Am 27. September stimmt das Stimmvolk über die aus rechtsbürgerlichen 
Kreisen eingereichte Volksinitiative «Wahrung der schweizerischen Neutralität»,  
die sogenannte Neutralitätsinitiative, ab. Bundesrat Ignazio Cassis stellt  
sich den kritischen Fragen zur Initiative. 

Herr Bundesrat, die Initiative heisst «Wahrung der 
schweizerischen Neutralität». Warum ist der Bun-
desrat gegen etwas, das doch eigentlich selbstver-
ständlich sein sollte?
Weil es am 27. September nicht darum geht, ob 
die Schweiz neutral bleiben soll. Die Schweiz 
war neutral, sie ist neutral und sie bleibt neutral.

Worum geht es dann? 
Die eigentliche Frage ist: Wollen wir eine neue 
Neutralität mit starren Regeln in der Verfas-
sung? Oder wollen wir an unserer Neutralität 
festhalten, die sich seit rund 180 Jahren be-
währt hat?

Bundesrat und Parlament sagen klar: Wir 
brauchen keine neue Neutralität. Deshalb emp-
fehlen wir, die Initiative abzulehnen.

Aber wenn die Neutralität so wichtig ist, warum 
schreiben wir sie dann nicht endlich klar in die 
Verfassung?
Weil mehr Verfassung nicht mehr Neutralität 
bedeutet. Unsere Neutralität hat schon heu-
te klare Grundlagen: im internationalen Recht, 
insbesondere in den Haager Konventionen, und 
in unserer Bundesverfassung.

Vieles, was die Initiative verlangt, gilt be-
reits heute: kein Beitritt zu einem Militärbünd-
nis, keine Beteiligung an Kriegen anderer Staa-
ten, gute Dienste für den Frieden. Neu ist vor 
allem, dass die Initiative den Handlungsspiel-
raum der Schweiz einschränkt.

Aber braucht es nicht gerade bei der Neutralität 
klare Regeln statt politischen Handlungsspiel-
raum?
Wir haben klare Regeln – und das seit Genera-
tionen. Aber klare Regeln dürfen nicht bedeu-
ten, dass wir uns selbst die Hände binden. Das 
Neutralitätsrecht gibt den Rahmen vor. 

Innerhalb dieses Rahmens müssen Bundes-
rat und Parlament entscheiden können. Denn 
keine Krise ist wie die andere. Neutralität al-
lein schützt kein Land. Die Schweiz muss je-
weils sorgfältig prüfen: Was dient unserem 
Land, unserer Sicherheit und unserer Unab-
hängigkeit? Wenn wir die Neutralität in ein zu 
enges Korsett zwängen, verlieren wir genau 
diese Freiheit.

«Ein Nato-Beitritt steht für

die Schweiz nicht zur Diskussion.»

«Die Schweiz war 
neutral, sie ist neutral 
und sie bleibt neutral.»
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Neutralitätsinitiative

Die Initiative verbietet den Nato-Beitritt.
Ein Nato-Beitritt steht für die Schweiz nicht 
zur Diskussion. Darüber könnte ohnehin nur 
das Volk entscheiden – mit oder ohne diese 
Initiative.

Die entscheidende Neuerung liegt woan-
ders: Die Initiative würde die Zusammenarbeit 
mit Verteidigungsbündnissen stark einschrän-
ken. Doch Zusammenarbeit kann man nicht erst 
vorbereiten, wenn ein Angriff unmittelbar droht, 
dann ist es zu spät. Auch unsere Partner müs-
sen bereit sein, im Ernstfall mit uns zusammen-
zuarbeiten.

Aber die Schweiz hat doch eine eigene Armee – 
braucht es diese Zusammenarbeit überhaupt?
Die Schweiz braucht eine starke Armee, denn 
«bewaffnete Neutralität» heisst, dass wir unser 
Land selbst verteidigen können. Das heisst aber 
nicht, dass wir im Falle eines Angriffs alles al-
lein tun müssen.

Der Ernstfall lässt sich nicht improvisieren 
und muss mit Partnern geübt werden. Je un-
sicherer die Welt wird, desto wichtiger ist es, 
vorbereitet zu sein. Zudem brauchen Bundes-
rat und Parlament im Ernstfall möglichst viele 
Handlungsoptionen – nicht möglichst wenige.

Ist diese Zusammenarbeit nicht ein Nato-Beitritt 
durch die Hintertür?
Nein. Zusammenarbeit ist kein Nato-Beitritt. 
Die Schweiz geht keine Verpflichtungen ein, die 
mit ihrer Neutralität unvereinbar wären.

Aber es wäre fahrlässig, heute die Fähig-
keit zur Zusammenarbeit abzubauen und darauf 
zu hoffen, sie im Ernstfall innert kürzester Zeit 
wieder aufbauen zu können. Sicherheitspolitik 
nach dem Prinzip Hoffnung ist keine verantwor-
tungsvolle Politik.

Ein zweiter umstrittener Punkt sind die Sanktionen. 
Hat die Schweiz mit der Übernahme der EU-Sank-
tionen gegen Russland ihre Neutralität verletzt?
Nein. Sanktionen sind mit dem Neutralitäts-
recht vereinbar. Sie geben der Schweiz die 
Möglichkeit, auf schwere Verletzungen des 
Völkerrechts zu reagieren.

Ich kann mir nicht vorstellen, dass unsere 
Bevölkerung oder unsere internationalen Part-
ner verstanden hätten, wenn die Schweiz den 
Angriff Russlands auf die Ukraine einfach nur 
zur Kenntnis genommen hätte. Über einzelne 
Sanktionen kann man diskutieren. Aber daraus 
sollten wir keine starre Regel für alle künftigen 
Krisen machen.

Wäre es nicht konsequenter, zu sagen: Ein Neutra-
ler sanktioniert keine Kriegspartei?
Das klingt einfach. Die Realität ist aber selten 
so einfach.

Gerade die Schweiz hat ein grosses Interes-
se daran, dass das Völkerrecht gilt. Als kleines, 
exportorientiertes Land sind wir darauf angewie-
sen, dass sich Staaten an gemeinsame Regeln 
halten – und nicht das Recht des Stärkeren gilt.

Die Schweiz übernimmt Sanktionen heute 
nicht automatisch. Sie entscheidet von Fall zu 
Fall. Diese Möglichkeit sollten wir uns erhalten.

Die Initiative will die Neutralität ausdrücklich für 
Vermittlung und Konfliktlösung einsetzen. Was 
kann man dagegen haben?
Gar nichts. Genau das macht die Schweiz be-
reits heute.

Wir vermitteln zwischen Konfliktparteien, 
vertreten die Interessen anderer Staaten, be-
herbergen internationale Organisationen und 
organisieren Friedensgespräche.

Gute Dienste kann man nicht einfach in die 
Verfassung schreiben. Sie funktionieren, weil 
andere Staaten der Schweiz vertrauen.

Wirtschaftliche Widerstandsfähigkeit: Wo sehen 
Sie wirtschaftliche Risiken bei der Initiative?
Ein Risiko besteht bei unserer Rüstungsindus-
trie: Die Schweiz allein ist zu klein, um diese 
Industrie langfristig zu erhalten. 2025 gingen 
86 Prozent unserer Kriegsmaterialexporte nach 
Europa.

Wenn Zweifel entstehen, ob die Schweiz 
im Ernstfall überhaupt noch liefern kann, ver-
lieren unsere Unternehmen Aufträge und Part-
ner. Und eine Rüstungsindustrie, die einmal 
verschwunden ist, lässt sich in einer Krise 
nicht einfach wieder aufbauen. Das bedeutet 
nicht mehr, sondern weniger Sicherheit für die 
Schweiz.

Wenn Sie einem liberalen Stimmbürger zum Schluss 
drei Gründe für ein Nein nennen müssten?
Erstens: Die Initiative ist unnötig. Die Schweiz 
war, ist und bleibt neutral – wir brauchen keine 
neue Neutralität.

Zweitens: Die Initiative ist ein Experiment. 
Sie verändert eine Neutralität, die sich seit 
180 Jahren bewährt hat.

Drittens: Die Initiative gefährdet unsere  
Sicherheit. Sie nimmt uns den Handlungs-
spielraum, den wir brauchen, um uns auf Kri-
sen vorzubereiten und im Ernstfall richtig zu 
handeln. 

«Je unsicherer  
die Welt wird, desto 

wichtiger ist es, 
vorbereitet zu sein.» 

«Sicherheitspolitik 
nach dem  

Prinzip Hoffnung ist  
keine 

verantwortungsvolle 
Politik.»

«Wir brauchen keine 
neue Neutralität.»
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FDP Frauen

Wer in den letzten Monaten die Nachrichten verfolgt hat, ist dem Thema 
Femizide immer wieder begegnet. Frauen werden von ihrem Partner oder  
Ex-Partner getötet, auch in der Schweiz. Jede dieser Taten erschüttert. Und 
jedes Mal stellt sich dieselbe Frage: Hätten sie verhindert werden können?

Als FDP.Die Liberalen Frauen Schweiz sind wir 
überzeugt: Betroffenheit allein reicht nicht. Es 
braucht den Willen, hinzuschauen, Risiken 
frühzeitig zu erkennen und dort zu handeln, wo 
Menschenleben in Gefahr sind. Genau deshalb 
haben wir ein Positionspapier zum Thema Fe­
mizide erarbeitet. Nicht weil wir glauben, für 
alles eine einfache Lösung zu haben, sondern 
weil der Schutz vor Gewalt zu den wichtigs­
ten Aufgaben eines funktionierenden Rechts­
staates gehört. Freiheit bedeutet auch, sicher 
leben zu können. Wer Gewalt fürchten muss, ist 
nicht frei. Und für die FDP.Die Liberalen Frauen 
Schweiz ist Sicherheit in Kernthema – gerade 
auch für Frauen.

Fakten statt Wegschauen
Liberale Politik basiert auf Fakten. Umso er­
staunlicher ist es, dass die Schweiz bis heu­
te keine schweizweit einheitliche Erfassung 
von Femiziden kennt. Was fehlt, sind verlässli­
che Daten darüber, welche Risikofaktoren be­
sonders häufig zusammentreffen und welche 
Massnahmen tatsächlich wirken. Wer ein Pro­
blem lösen will, muss es zuerst sichtbar ma­
chen. Deshalb fordern wir eine schweizweit 
einheitliche Erfassung von Femiziden. Nicht 
aus ideologischen Gründen, sondern weil Prä­
vention ohne Fakten kaum möglich ist.

Schutz statt Ideologie
Meist gab es bereits vor der Tat Warnsignale. 
Drohungen, Stalking oder frühere Gewalt wa­
ren bekannt. Trotzdem greifen Schutzmassnah­
men häufig zu spät oder kantonal unterschied­
lich. Hier braucht es klare Abläufe, eine enge 
Zusammenarbeit zwischen Polizei, Justiz und 
Fachstellen sowie Schutzangebote, die rasch 
und unkompliziert erreichbar sind. Wer ge­
fährdet ist, braucht Hilfe, nicht Zuständigkeits­
debatten. Der Rechtsstaat muss dort stark sein, 
wo Leben bedroht sind.

Prävention statt Eskalation
Gewalt entsteht selten von einem Tag auf den 
anderen. Deshalb muss Prävention früh anset­
zen. Aufklärung über Warnsignale, Sensibili­
sierung in Schulen und Programme zur frühen 
Intervention können helfen, Eskalationen zu 
verhindern. Prävention stärkt die Eigenverant­
wortung, schützt potenzielle Opfer und entlas­
tet langfristig auch unseren Staat. Sicherheit 
beginnt nicht erst nach einer Straftat.

Konsequenz statt Wegsehen
Wo Gewalt ausgeübt wird, braucht es einen 
Rechtsstaat, der konsequent handelt. Schutz­
anordnungen und bestehende Gesetze müssen 
konsequent umgesetzt werden. Unreflektiert 

stets neue Vorschriften zu machen, ist keine 
Lösung. Entscheidend ist vielmehr, dass sinn­
volle bestehenden Instrumente greifen und 
gefährdete Frauen wirksam geschützt werden. 
Nulltoleranz gegenüber Gewalt ist kein poli­
tisches Schlagwort, sondern Ausdruck eines 
glaubwürdigen Rechtsstaates.

Femizide sind kein Randthema. Sie be­
treffen die Sicherheit unserer Gesellschaft 
und damit einen zentralen liberalen Wert: die 
Freiheit. Mit ihrem Positionspapier wollen die  
FDP.Die Liberalen Frauen Schweiz Verantwor­
tung übernehmen und konkrete Lösungen auf­
zeigen. Frauen vor Gewalt zu schützen, heisst 
Freiheit zu schützen. Genau dafür setzen wir 
uns ein.

Anna Marty,
Geschäftsleitungsmitglied FDP.Die Liberalen 
Frauen Schweiz
Präsidentin FDP.Die Liberalen Frauen Schwyz

Frauen vor Gewalt schützen 

heisst Freiheit schützen
Warum die FDP.Die Liberalen Frauen Schweiz ein Positionspapier zu Femiziden 

verabschiedet haben.



18 Nr. 3 | 4. September 2026

FDP International

Neutralität schützt die Schweiz nur, wenn sie beweglich bleibt. Die  
SVP-Initiative würde sie in starre Regeln giessen, militärische Kooperation 
erschweren und den Handlungsspielraum des Bundesrats bei Sanktionen 
beschneiden. Betonierte Neutralität wäre deshalb keine Sicherheitspolitik, 
sondern ein Risiko.

In den Londoner Verträgen von 1839 wurde dem 
jungen Staat Belgien von den damaligen euro-
päischen Grossmächten die immerwährende 
Neutralität garantiert. Genützt hat dies wenig. 
In beiden Weltkriegen wurde die belgische 
Neutralität von Deutschland verletzt, und das 
neutrale Land wurde Kriegsschauplatz wider 
Willen. Die Schweiz hatte mehr Glück.

Akzeptanz von aussen
In der Schweizer Bundesverfassung wird die 
Neutralität erwähnt, aber nicht definiert. Dem 
zugrunde liegt auch die nüchterne Einsicht, 
dass es die kriegführenden Mächte sind, die 
unsere Neutralität anerkennen, oder eben 
nicht. Erinnern wir uns: Es waren die europäi-
schen Grossmächte, allen voran die britische 
Krone und das Zarenreich, die 1814/1815 die be-
waffnete Neutralität der Schweiz einforderten 
und damit unserem Land nach den napoleoni-
schen Kriegen die Unabhängigkeit sicherten. 
Der Wert der Neutralität misst sich nach der 
Akzeptanz von aussen.

Diese Akzeptanz hat nicht erst seit der 
Übernahme der EU-Sanktionen gegen Russ-
land gelitten. Die Alliierten hielten im Zwei-
ten Weltkrieg wenig von unserer Auffassung 
von Neutralität, aber die Schweiz konnte sich 
auch dank einer sehr flexiblen Interpretation 
einer Besetzung durch die Achsenmächte 
entziehen. Gerade diese historische Erfah-
rung zeigt: Neutralität war nie ein Dogma. 
Sie war immer auch politische Klugheit, An-
passungsfähigkeit und sicherheitspolitischer 
Pragmatismus.

Die SVP-Initiative fokussiert auf zwei As-
pekte: Erstens soll ein Verbot von Militärbünd-
nissen in der Verfassung verankert werden. 
Ausnahme: im Falle einer bevorstehenden 
militärischen Aggression gegen die Schweiz. 
Konkret heisst das: keine engere Zusam-
menarbeit mit der Nato. Wenn es allerdings 
brenzlig wird, dürfen wir militärische Hilfe in 
Anspruch nehmen. Das ist nicht zu Ende ge-
dacht: Zusammenarbeit kann man nicht erst 
dann einüben, wenn der Ernstfall bereits ein-
getreten ist.

Verbot von Sanktionen
Zweitens sollen Sanktionen gegen kriegführen-
de Mächte verboten werden; eine Ausnahme 
bilden Sanktionen des UNO-Sicherheitsrates. 
Der russische Aussenminister Sergei Lawrow 
sieht als Folge der Übernahme der EU-Sanktio-
nen die Schweizer Neutralität verletzt. Diese 
Ansicht ist sicherheitspolitisch relevant, auch 
wenn sie völkerrechtlich fragwürdig bleibt. Das 
Haager Abkommen schweigt zur Sanktionspro-
blematik der Moderne.

Mit der Übernahme der Sanktionen hat 
der Bundesrat das Land vor massiven Pro
blemen mit unseren engsten und wichtigsten 
Handelspartnern bewahrt. Wie lange hät-
te die Schweiz bei einem Nein zu den Sank-
tionen dem Druck aus Brüssel und Washing-
ton standhalten können? Wie hoch wäre die 
Wahrscheinlichkeit gewesen, dass die EU 
und die USA ihrerseits Strafaktionen gegen 
die Schweiz ergriffen hätten? Sie wäre erheb-
lich gewesen.

Neutralität ist kein Selbstzweck
Bei einer Annahme der Initiative zerstören 
wir den Ermessensspielraum unserer Regie-
rung, auf externe Schocks mit Augenmass zu 
reagieren. Heute steht in Artikel 185 der Bun-
desverfassung: «Der Bundesrat trifft Mass-
nahmen zur Wahrung der äusseren Sicherheit, 
der Unabhängigkeit und der Neutralität der 
Schweiz.» Das muss reichen. Wie Bundesrat 
und Parlament auf eine konkrete Bedrohungs-
lage reagieren, muss im Einzelfall entschieden 
werden. Nur mit dieser Flexibilität können wir 
auch in Zukunft adäquat Sicherheitspolitik be-
treiben. Neutralität ist kein Selbstzweck. Sie 
soll die Sicherheit, Unabhängigkeit und Hand-
lungsfähigkeit der Schweiz schützen. Wird sie 
in Beton gegossen, verliert sie genau jene Flexi-
bilität, die sie historisch stark gemacht hat. Aus 
diesen Gründen ist die Neutralitätsinitiative der 
SVP unbedingt abzulehnen

Betonierte Neutralität ist 

keine Sicherheitspolitik
Für eine sichere Schweiz

Walter Denz,
FDP International 

Karikatur, welche den Balanceakt der Wahrung 
der Neutralität 1915 darstellt.
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Verwaltungsbremse-Initiative

Am 12. August haben die Spitzen der drei grossen Wirtschaftsverbände – 
economiesuisse, Schweizerischer Gewerbeverband (sgv) und Schweizerischer 
Arbeitgeberverband (SAV) – an einer Pressekonferenz auf dem Bundesplatz 
öffentlich gemacht, die Verwaltungsbremse-Initiative der Jungfreisinnigen zu 
unterstützen.

Breite Unterstützung für die  
Verwaltungsbremse
An einer gemeinsamen Pressekonferenz haben 
sich economiesuisse, der Arbeitgeber- und der 
Gewerbeverband hinter unsere Verwaltungs-
bremse-Initiative gestellt. Damit trägt nicht nur 
eine überparteiliche Allianz von GLP-, Mitte-, 
FDP- und SVP-Bundesparlamentariern unser 
Anliegen, sondern auch die Schweizer Wirt-

schaft. Dass die Verbände bereits in der Sam-
melphase geschlossen hinter uns stehen, ist 
ein starkes Signal für die Initiative und zugleich 
ein Beleg dafür, wie gross der Handlungsbedarf 
inzwischen ist. Ohne Korrektiv schwächt das 
anhaltende Verwaltungswachstum den Wirt-
schaftsstandort nachhaltig. Die Verwaltungs-
bremse setzt diesem Trend ein Ende.

100-m²-Bundeshaus-Hüpfburg  
als Kampagnensujet
Trotz der erdrückenden Relevanz des übermäs-
sigen Verwaltungswachstums bleibt die Sen-
sibilisierung der Bevölkerung für das auf den 
ersten Blick trockene Thema eine Herausfor-
derung. Im Lichte dessen haben wir für unsere 
Verwaltungsbremse-Initiative eine Hüpfburg in 
Form unseres Kampagnensujets, des überge-
wichtigen Bundeshauses, lanciert. Das Sujet 
verkörpert die von der Politik verursachte über-
quellende Verwaltung und Bürokratie. Dass 
eine Hüpfburg vor allem Familien anspricht, 
ist kein Zufall. Denn das übermässige Verwal-
tungswachstum untergräbt zentrale Faktoren 
des Schweizer Erfolgsmodells, dessen Erhalt 
seit jeher ein Versprechen an künftige Gene-
rationen ist. Für dieses steht die Verwaltungs-
bremse-Initiative.

Unsere 10 × 10-Meter-Bundeshaus-Hüpf-
burg wird im Sommer 2027 durch die ganze 
Schweiz touren und uns damit ermöglichen, an 
Dorffesten, Standaktionen oder anderen Som-
meranlässen mit Jung und Alt über unser An-
liegen ins Gespräch zu kommen. Ich freue mich 
jetzt schon darauf.

Wirtschaft steht hinter 

den Jungfreisinnigen
Verwaltungsbremse-Initiative

Lucio Sansano,
Präsident Initiativkomitee  
Verwaltungsbremse-Initiative 

Foto (v.l.n.r.): Urs Furrer, Direktor Schweizerischer Gewerbeverband; Prof. Roland A. Müller,  
Direktor Schweizerischer Arbeitgeberverband; Jonas Lüthy, Präsident Jungfreisinnige; Monika Rühl, 
Direktorin economiesuisse; Lucio Sansano, Präsident Verwaltungsbremse-Initiative; Pauline Blanc, 
Vizepräsidentin Jungfreisinnige
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Regierungsratsersatzwahlen Kanton Aargau

Nationalrätin Maja Riniker (48) kandidiert im Kanton Aargau für die Ersatz- 
wahl des zurückgetretenen FDP-Regierungsrats Stephan Attiger (59).   
Der FREISINN sprach mit der letztjährigen Nationalratspräsidentin über die 
Motivation zur Kandidatur. 

Du politisierst seit sieben Jahren als Nationalrätin 
in Bundesbern. Was gefällt dir an dieser Arbeit?
Mich begeistert bis heute, dass ich an Lösun-
gen mitarbeiten darf, die das Leben der Men-
schen konkret verbessern. Politik bedeutet für 
mich, Verantwortung zu übernehmen, zuzuhö-
ren und unterschiedliche Interessen zusam-
menzubringen. In Bundesbern habe ich ge-
lernt, wie wichtig es ist, über Parteigrenzen 
hinweg tragfähige Lösungen zu finden. Diese 
Erfahrung möchte ich nun noch stärker für 
den Aargau einbringen. Denn Politik beginnt 
dort, wo sie für die Menschen im Alltag spür-
bar wird.

Im vergangenen Jahr warst du Nationalratspräsi-
dentin – wo lagen die wesentlichen Unterschie-
de dieses Präsidialjahrs gegenüber den anderen 
Jahren?
Ich durfte die Schweiz im In- und Ausland ver-
treten und unzählige Menschen kennenlernen – 
aus Politik, Wirtschaft, Wissenschaft, Kultur und 
Gesellschaft. Besonders beeindruckt hat mich, 
wie viel unser Land vom respektvollen Miteinan-
der lebt. Als Nationalratspräsidentin stand nicht 
die Parteipolitik im Zentrum, sondern das Ver-
bindende: Zuhören, Brücken bauen und auch 
in anspruchsvollen Situationen lösungsorien-
tiert bleiben. 

Der Wechsel von der Legislative zur Exekutive 
bringt viel Neues mit – was sind deine Erwar-
tungen?
Mich reizt die Möglichkeit, Verantwortung 
nicht nur bei der Gesetzgebung, sondern 
auch bei der Umsetzung zu übernehmen. In 
einer Regierung kann man Entwicklungen ak-
tiv gestalten und Projekte voranbringen. Da-
bei will ich pragmatisch handeln, Prioritäten 
setzen und gemeinsam mit Gemeinden, Wirt-
schaft und Bevölkerung Lösungen erarbeiten. 
Politik soll Resultate bringen, nicht Schlag-
zeilen.

Welche Herausforderungen müssen im Kanton  
Aargau unbedingt angepackt werden?
Der Aargau wächst, und das ist grundsätzlich 
eine grosse Chance. Dieses Wachstum müs-
sen wir aber klug gestalten. Wir brauchen ge-
nügend und sichere Energie, leistungsfähige 
Strassen und Bahnen, gute Schulen und eine 
Verwaltung, die effizient arbeitet. Gleichzei-
tig müssen wir unseren Unternehmen Sorge 
tragen, denn sie schaffen Arbeitsplätze und 
Wohlstand. Genau darin sehe ich eine der 
grossen Aufgaben der nächsten Jahre.

Maja Riniker kämpft in der Ersatzwahl um den FDP-Regierungsratssitz im Aargau. Foto: zVg

Politik beginnt im Alltag

Nathalie Henseler,
Redaktionsleiterin FREISINN

«Politik soll  
Resultate bringen,  
nicht Schlagzeilen.»

«Politik bedeutet für 
mich, Verantwortung 

zu übernehmen, 
zuzuhören und unter
schiedliche Interessen 
zusammenzubringen.»
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Europas Sicherheitsordnung hat sich grundlegend verändert. Am Vortrags­
abend von FDP Service Public zeigte Divisionär a. D. Alain Vuitel,  
weshalb Sicherheit mehr verlangt als militärische Mittel: Widerstandskraft, 
Investitionen und den Willen, Freiheit und Demokratie zu verteidigen.

Nach dem Ende des Kalten Krieges setzte Euro­
pa lange auf die Friedensdividende. Auch die 
Schweizer Armee wurde in mehreren Reform­
schritten verkleinert. Der russische Angriffs­
krieg gegen die Ukraine, die Rivalität der Gross­
mächte sowie Cyberangriffe, Desinformation 
und Sabotage haben die sicherheitspolitische 
Lage grundlegend verändert.

Divisionär a. D. Alain Vuitel ordnete diese Ent­
wicklungen am Anlass von FDP Service Public 
aus militärstrategischer Sicht ein. Seine zen­
trale Botschaft: Sicherheitspolitik darf nicht auf 
die Armee reduziert werden. Sie umfasst eben­
so funktionierende staatliche Institutionen, kriti­
sche Infrastrukturen, eine leistungsfähige Wirt­
schaft und eine widerstandsfähige Gesellschaft.

Sicherheit als Gesamtsystem
Vuitel stellte die «umfassende Sicherheit» ins 
Zentrum. Im Innersten stehen der gemeinsame 
Wille und Werte wie Demokratie, Bildung, Kultur 
und Wissen. Darum herum liegen Strom- und 
Datennetze, staatliche Führungsfähigkeit, Ener­
gieversorgung, Verkehr, Gesundheitswesen, öf­
fentliche Sicherheit und Wirtschaft. Die Armee 
ist ein zentraler Pfeiler dieses Gesamtsystems.

Der Vortrag knüpfte damit an die aktuelle 
Ausrichtung des Bundes an. Der Bundesrat hat 
am 19. Juni 2026 die Leitlinien für die Verteidi­
gung gutgeheissen. Im Vordergrund steht die 
Abwehr hybrider Bedrohungen und von An­
griffen aus der Distanz. Priorität haben unter 
anderem der Schutz kritischer Infrastrukturen, 
Führungsfähigkeit, Nachrichtenbeschaffung, 
Drohnenabwehr, elektronische Kriegführung 
und Resilienz.

Abhalten statt reagieren
Entscheidend ist nicht nur, über militärische 
Mittel zu verfügen, sondern damit glaubwür­
dig Wirkung zu erzielen. Vuitel brachte das Ziel 
auf eine einfache Formel: «Erfolg bedeutet, den 
Gegner davon zu überzeugen, dass er seine Zie­
le nicht erreichen kann.»

Glaubwürdige Verteidigung dient damit zu­
erst der Abhaltung. Sie soll verhindern, dass 
ein potenzieller Gegner überhaupt zum Schluss 
kommt, Druck, Erpressung oder ein Angriff 
könnten erfolgreich sein. Aus Vuitels Sicht darf 
die Schweiz deshalb im europäischen Sicher­
heitsgefüge keine Lücke bilden: Wer seine Si­
cherheit nicht selbst ernst nimmt, schafft Ab­

hängigkeiten und Risiken, die über die eigenen 
Grenzen hinausreichen.

Vuitel kennt die Schweizer Sicherheitspoli­
tik aus jahrzehntelanger Erfahrung. Seit 1989 
war er im VBS in zahlreichen Funktionen tätig, 
unter anderem als Chef der Nationalen Alarm­
zentrale, Chef des Militärischen Nachrichten­
dienstes, Chef der Führungsunterstützungs­
basis und Projektleiter Kommando Cyber. Bis 
Ende Juni 2026 war er Stabschef Operative 
Schulung der Armee.

Der Abend machte deutlich: Mehr Geld al­
lein schafft noch keine Sicherheit. Gefragt sind 
klare Prioritäten, moderne Fähigkeiten, wider­
standsfähige Strukturen und gesellschaftlicher 
Verteidigungswille. Für eine liberale Schweiz ist 
das zentral. Freiheit ist keine Selbstverständ­
lichkeit – sie setzt voraus, dass wir bereit sind, 
sie zu schützen.

«Niemand verteidigt die Schweiz,

ausser wir selber.»
Alain Vuitel, Divisionär a.D.

Markus Brunner, 
Vorstandsmitglied FDP Service Public

FDP Service Public
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Wohnungsknappheit

Das Thema Infrastruktur brennt in der Schweiz unter den Nägeln: Teure 
Wohnungen, lange Stauzeiten und volle Züge nerven. An der Delegiertenver­
sammlung in Solothurn verabschiedete die FDP. Die Liberalen Schweiz einen 
Massnahmenkatalog, wie diese «Aufreger» beseitigt werden können. Bereits 
im März hat der Luzerner Ständerat und Wahlkampfleiter Damian Müller (41) 
eine Motion eingereicht, welche die Wohnungsknappheit ins Visier nimmt. Der 
Bundesrat lehnt in seiner Antwort die Motion ab. Müller erklärt im Gespräch 
mit dem FREISINN, worum es geht.

Mit deiner Motion möchtest du den Kantonen in 
Ausnahmefällen in Zusammenarbeit mit Städten 
und Gemeinden einfache, rasche, lokal klar einge-
grenzte und bedarfsorientierte Neueinzonungen er-
möglichen. Wird damit nicht ein Hintertürchen ge-
schaffen, damit nicht betroffene Gemeinden wieder 
einzonen können?
Nein. Genau das soll verhindert werden. Mei-
ne Motion schafft keine generelle Lockerung 
des Raumplanungsgesetzes, sondern eine eng 
begrenzte Ausnahmeregelung für Regionen, 
in denen nachweislich eine akute Wohnungs-
knappheit besteht. Voraussetzungen wie eine 
dauerhaft tiefe Leerwohnungsquote, die Zu-
stimmung des Kantons sowie eine lokale Be-
darfsanalyse verhindern Missbrauch.

Zudem gilt weiterhin der Grundsatz «In-
nenentwicklung vor Aussenentwicklung». Wo 
genügend Potenzial innerhalb der bestehen-
den Bauzonen vorhanden ist, soll dieses zu-
erst genutzt werden. Neueinzonungen dürfen 
erst dann möglich sein, wenn dieses Potenzial 
ausgeschöpft ist und trotzdem zu wenig Wohn-
raum entsteht. Es geht um Pragmatismus statt 
Ideologie.
 

Du kritisierst in deinem Vorstoss vor allem auch die 
Zeitspanne von 15 Jahren, auf die Einzonungen aus-
gelegt werden müssen. Weshalb?
Die 15-Jahres-Regel stammt aus einer Zeit mit 
anderen Rahmenbedingungen. Heute verän-
dern sich Bevölkerung, Wirtschaft und Wohn-
bedürfnisse wesentlich schneller. Wenn Regio-
nen stark wachsen, fehlen den Behörden die 
nötigen Instrumente, um zeitnah zu reagieren.
Mein Ziel ist nicht, die langfristige Planung auf-
zugeben, sondern mehr Flexibilität zu schaffen. 
Wenn über mehrere Jahre eine akute Woh-
nungsnot besteht, darf die Politik nicht taten-
los zusehen, weil ein Planungsinstrument zu 
starr ausgestaltet ist.

Du begründest deinen Vorstoss damit, dass das in 
der BV festgelegte Sozialziel klar verfehlt wird, nach 
welchem Wohnungssuchende für sich und ihre Fa-
milien eine angemessene Wohnung zur Verfügung 
haben sollen. Reicht da nicht eine klare Handlungs-
aufforderung an den Bundesrat, dieses verfassungs-
mässig festgelegte Ziel einfach sofort umzusetzen?
Nein. Eine Handlungsaufforderung allein schafft 
keine einzige zusätzliche Wohnung.

Die Ursachen der Wohnungsknappheit sind 
bekannt: langwierige Bewilligungsverfahren, 
Einsprachen, fehlendes Bauland in Wachs-

«Die Politik versprach, die Infrastruktur-

probleme aktiv anzugehen»

«Es geht um 
Pragmatismus statt  

Ideologie»
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tumsregionen und eine zunehmend komplexe 
Regulierung. Deshalb braucht es konkrete ge-
setzliche Verbesserungen und nicht bloss poli-
tische Appelle.

Wer den Mittelstand entlasten will, muss 
das Angebot erhöhen. Dauerhaft bezahlbarer 
Wohnraum entsteht nur, wenn wieder mehr ge-
baut werden kann.
 
Der Bundesrat lehnt den Vorstoss ab – wie inter-
pretierst du diese Absage?
Ich nehme die Haltung des Bundesrates zur 
Kenntnis, teile sie aber nicht.

Der Bundesrat verweist auf den Aktions-
plan Wohnungsknappheit und laufende Arbei-
ten. Das begrüsse ich ausdrücklich. Gleich-
zeitig reichen diese Massnahmen aus meiner 
Sicht nicht aus, um die Dynamik auf dem Woh-
nungsmarkt zu brechen.

Nach der Ablehnung der 10-Millionen-In-
itiative hat die Politik versprochen, die Infra-
strukturprobleme aktiv anzugehen. Genau das 

tue ich. Wer das Bevölkerungswachstum ak-
zeptiert, muss auch dafür sorgen, dass genü-
gend Wohnungen, Strassen, Schulen und Ener-
gieversorgung vorhanden sind. Probleme las-
sen sich nicht wegdiskutieren – sie müssen ge-
löst werden.
 
Hast du noch weitere Ideen im Köcher, wie die 
Schweiz wieder attraktiver wird für den eigenen 
Mittelstand, ohne dass liberale Grundsätze über 
Bord geworfen werden müssen?
Ja. Wir müssen die Bedürfnisse der Bevölke-
rung wieder besser ins Zentrum rücken, so 
dass insbesondere auch der Mittelstand wie-
der bessere Perspektiven in verschiedener 
Hinsicht hat.

Dazu gehören schnellere Bewilligungs- 
und Planungsverfahren, weniger Bürokra-
tie, wettbewerbsfähige Steuern, eine sichere 
Energieversorgung, leistungsfähige Verkehrs- 
und Digitalinfrastruktur sowie stabile Sozial-
werke.

Gleichzeitig müssen wir verhindern, dass 
der Staat durch immer neue Vorschriften und 
Abgaben die Lebenshaltungskosten zusätzlich 
erhöht. Wer arbeitet, Verantwortung übernimmt 
und Steuern bezahlt, muss sich Wohnen, Mobi-
lität und Familienleben wieder leisten können.

Liberale Politik bedeutet nicht, Probleme 
zu ignorieren. Sie bedeutet, die richtigen Rah-
menbedingungen zu schaffen, damit Menschen, 
Unternehmen und Gemeinden selbst Lösungen 
entwickeln können. Genau dort sehe ich den 
Auftrag der Politik.

Wohnungsknappheit

«Wir müssen die 
Bedürfnisse der Bevölkerung 

wieder besser  
ins Zentrum rücken»

Nathalie Henseler,
Redaktionsleiterin FREISINN
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Lands-
gemeinde

17. Oktober 2026, Langenthal

Der FREISINN wird neu gestaltet

Der «SonntagsBLICK» wird zugunsten einer 
Wochenendausgabe mit der Samstagsausga-
be zusammengelegt. Die digitalen Angebote 
der NZZ-Gruppe werden ständig erweitert, von 
Podcasts bis Video-Interviews. Der Informa-
tionsraum ist umkämpft: Zankäpfel sind unter-
schiedliche Philosophien, das Informations
konsumverhalten der jüngeren Generation und 
das Generieren von Aufmerksamkeit, die länger 
als drei Sekunden anhält.

Nachdem die FDP Schweiz ihre Social-Me-
dia-Präsenz in den letzten beiden Jahren konti-
nuierlich ausgebaut hat und diese – neben den 
Petitionen – gerade zu einem weiteren erfolgrei-
chen Campagning-Instrument heranreift, sind 
nun weitere Informationsmittel an der Reihe.

In diesem Kontext hat sich das Generalsekre-
tariat entschieden, die Performance des alt-
bewährten FREISINNS genauer anzuschauen: 
Wer ist unsere Zielgruppe? Wen erreichen wir 

eigentlich? Ist ein Papierheftli noch zeitge-
mäss oder ist Print tot? 

In Zusammenarbeit mit den Sektionen in 
den Kantonen haben wir diese Fragen beant-
wortet und analysiert. 

Wir erfinden den FREISINN neu. Er wird ein Ma-
gazin mit frischem Layout:
›	 Mehr Menschen
›	 Politische Inhalte, neu präsentiert
›	 Mehr Zusammenhalt und Spirit 
›	 Spürbar gelebte Werte 
›	 Wissenswertes zur liberalen Geschichte
›	 Mit Augenzwinkern und Humor
›	 Mitmach-Aktionen

Um diese Aufgabe mit viel Tatkraft anzpacken, 
ist neu Nathalie Henseler Pfyl als Redaktionslei-
terin des FREISINNS ins Kommunikationsteam 
des Generalsekretariats gestossen. Die 50-jäh-
rige Schwyzerin arbeitet seit 20 Jahren in der 
Politik. Herzlich willkommen, liebe Nathalie!

Die ehemalige BLICK-Redaktorin und Seil-
bahn-Unternehmerin ist Mitglied der Geschäfts-
leitung der FDP Kanton Schwyz und ausgewie-
sene Expertin in der politischen Kommunikation 
und der Leitung von Wahl- und Abstimmungs-
kampagnen. 

Sind Sie auch schon so gespannt wie wir? Wir 
freuen uns bereits jetzt auf die November-Aus-
gabe im neuen Look!

Ist Print tot?

Matia Demarmels,
Kommunikationschef FDP Schweiz 


